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Der Printausgabe liegt eine Programmüber-
sicht zum LFR-Seminar im Oktober bei.

Liebe Ladies,
der Sommer verabschiedet sich, die Tage sind schon
spürbar kürzer, die Nächte kühler und irgendwie
trauert frau nicht genutzten Sommer/-sonnentagen
hinterher. Aber so verlockend es zu sein scheint, sich
jetzt ein wenig von den sanften Zwischentönen des
Indian Summer einlullen zu lassen - gibt es eigentlich
kein akzeptables Wort hierfür in der deutschen Spra-
che außer dem inakzeptablen „Altweibersommer“? -,
der LandesFrauenRat startet durch: Wir laden Sie
im September zum für unsere Mitgliederverbände
und ihre emsig ehrenamtlich wirkenden Frauen
wirklich wichtigen Thema Berliner FreiwilligenPass ein,
am 12. und 13. Oktober findet unser zweites Seminar
mit der Evangelischen Akademie diesmal unter der
Überschrift „Wertschöpfung durch Vielfalt: Diversity
- Unternehmenskultur der Zukunft“ statt und am 19.
November wird die Beauftragte des Berliner Senats
für Bürgerschaftliches Engagement, Staatssekretä-
rin Monika Helbig, über ihre Arbeit und insbesondere
ihre Veranstaltungsreihe „Bürgerkommune und Zivil-
gesellschaft“ referieren.
Alles Nähere erfahren Sie, wenn Sie die neue Home-
page des LFR unter www.lfr-berlin.de oder www.
landesfrauenrat-berlin.de anklicken. Oder lesen Sie
die Vorberichte in dieser Ausgabe von „Wir Berlinerin-
nen“ auf den Seiten 4 und 5. Wichtig ist, dass Sie zu
unseren Veranstaltungen kommen und wir neben den
themenbezo-genen Diskussionen mit Ihnen zum
Wohle der Sache der Frauen netzwerken können.
Auf den folgenden Seiten finden Sie zwar etliche aus
Frauensicht positive Meldungen, aber es bleibt noch
eine Menge zu tun. Eines der letzten Ärgernisse: Der
Regierende Bürgermeister Klaus Wowereit mag zwar
die Zukunft Berlins im Auge haben. Bei der Besetzung
des neuen Berlin Boards sind ihm aber offenkundig
mehr Männer als Frauen in den Sinn gekommen,
nämlich exakt zehn von insgesamt zwölf Personen.
So richtig zukunftsweisend scheint mir das nicht zu
sein.
Also, Ladies, bitte lassen Sie nicht nach: Frauen-
power ist wichtiger denn je.
Herzliche Grüße
Ihre
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Jubiläum: 25 Jahre VAF
� Sind Sie eine aktiv-unabhän-
gige Frau? – Welche Frau würde
diese Frage heutzutage nicht be-
jahen? Aber vor einem Vierteljahr-
hundert, im Jahre 1982, sah die
Welt doch noch etwas anders aus
und so beschlossen zwölf Frauen,
zumeist aus dem Kreis der IG
Bergbau und Energie, die sich
aktiv und unabhängig fühlten, den
Verein der aktiv-unabhängigen
Frauen (VAF) zu gründen.
Der VAF hat seinen Sitz in Bonn,
aber zur Feier des Jubiläums
waren die Jubelfrauen nach Berlin
und Potsdam gekommen. Die
Temperaturen waren am 15. Juli
2007 zwar tropenverdächtig, das
focht aber die VAF-Mitglieder um
ihre Präsidentin Mechthild Immen-
kötter und die frisch im Amt bestä-
tigte Geschäftsführerin Dr. Monika
Langkau-Herrmann nicht an. Man
brunchte fröhlich über den Dä-
chern von Potsdam, beglück-

wünschte alle, die daran mitgewirkt
hatten, zu der gelungenen Fest-
schrift und hatte nach drei an-
strengenden Tagen noch Energie
für einen Besuch der Potsdamer
Sehenswürdigkeiten. Vorher hat-
ten die VAF-Frauen sogar noch
frisch und munter den Grußwor-
ten gelauscht, die für den Landes-
FrauenRat Berlin von Juliane von
Friesen, für den Deutschen Frau-
enrat von Christel Riedel und für
den Katholischen Deutschen
Frauenbund von Hildegard
Schweitzer entboten wurden.
Noch etwas charakterisiert die
VAF-Frauen: Sie sind nach
eigener Aussage lebensfroh,
genussfähig und humorvoll. Ich
kann das nur bestätigen.

(JvF)

Sommerempfang des DJB
� Was können Blitz und Donner
und sintflutartige Regengüsse wet-
terfesten Juristinnen anhaben?
Gar nichts! So hatte der Wetter-
gott am 2. Juli 2007 offenbar ein
Einsehen und als die Richterin am
Europäischen Gerichtshof für Men-
schenrechte (EGMR) in Straßburg,
Dr. h.c. Renate Jaeger, mit ihrer
Festrede begann, zeigte sich die
Sonne über der Dachterrasse des
Stilwerks in Berlin-Charlottenburg.
Die frühere Richterin am Bundes-
verfassungsgericht berichtete aus
ihrer inzwischen zweijährigen
Tätigkeit am EGMR, manchen
Verständigungsproblemen der
Richterinnen und Richter unter-
einander, was sie vor allem auf die
sehr unterschiedliche juristischen
Ausbildungen und Werdegänge
zurückführte, und natürlich über
sehr spannende Fälle und eine
nicht zu bewältigende Klageflut.
Die zahlreich erschienenen Gäste
und Ehrengäste, die zuvor von der
Vorsitzenden des Deutschen Ju-
ristinnenbundes (DJB) – Landes-
verband Berlin, Dr. Jutta Glock,

herzlich willkommen geheißen
worden waren, lauschten Renate
Jaeger mit steigender Aufmerk-
samkeit. Unter ihnen in Vertretung
der Bundesjustizministerin Brigitte
Zypries, ihr Staatssekretär Lutz
Diwell, Berlins Justizsenatorin
Gisela von der Aue und ihre Vor-
gängerinnen Karin Schubert und
Dr. Lore Maria Peschel-Gutzeit, die
Präsidentin des Landesverfas-
sungsgerichts Berlin, Margret Di-
well, Ehefrau des Justizstaats-
sekretärs, und die Präsidentin des
Kammergerichts Monika Nöhre
sowie weitere Gerichtspräsiden-
tinnen. Der LandesFrauenRat
Berlin war durch seine Vorsitzende
Juliane von Friesen, die stellver-
tretende Vorsitzende Marlies Brou-
wers und die Schatzmeisterin An-
neliese Wolf gut vertreten und
natürlich auch besonders begrüßt
worden. Der Abend war in jeder
Hinsicht gelungen und wurde für
Gespräche bilateral und multila-
teral intensiv genutzt – aber erst
nach der beeindruckenden Rede
von Dr. Renate Jaeger. (JvF)

Erklärung

Keine LFR-Positionen

Die unter der Überschrift „Gipfel-
gegnerinnen“ im Rahmen des
Themas „G8-Gipfel und die
Frauen“ in der Ausgabe 97 vom
Juni 2007 von „Wir Berlinerin-
nen“ veröffentlichten Meinun-
gen geben keine Positionen
oder Meinungen des Landes-
FrauenRates Berlin e.V. wieder.
Dabei handelt es sich vielmehr
um Zitate aus Beiträgen ver-
schiedener Gipfelkritikerinnen,
die öffentlich zugänglichen
Internetforen rund um den G8-
Gipfel vom 6. bis 8. Juni 2007 in
Heiligendamm entnommen sind,
insbesondere www.all4all.org.
Hierzu gehören die Beiträge
„Gruppenbild mit Dame“ von
Christa Wichterich, zuerst veröf-
fentlicht im „Inkota-Brief – Zeit-
schrift zum Nord-Süd-Konflikt
und zur konziliaren Bewegung“
und „G8 und die Frauen“ aus
der „Solizeitung“.

Wir Berlinerinnen



09/07 LFRunterwegs Seite 3

� Am 17. Juli 2007 hatte die Inte-
grationsbeauftragte der Bundes-
regierung, Staatsministerin Maria
Böhmer, die Vorsitzende des Lan-
desFrauenRates Berlin, Juliane
von Friesen, und die Präsidentin
des Verbandes deutscher Unter-
nehmerinnen (VdU), Regina Sei-
del, zu sich ins Bundeskanzleramt
eingeladen. Gesprächsthema war
insbesondere der immer noch zu
geringe Frauenanteil in Gremien,
auf deren Besetzung die Bundes-
regierung Einfluss nehmen kann.
Zwar ist nicht mehr jedes zweite
Gremium frauenfrei, wie es der
erste Bundesgremienbericht 1991
dokumentierte, aber doch noch
jedes fünfte. Und dort, wo Frauen
in Erscheinung treten, tun sie es
häufig als Solitäre.
Juliane von Friesen und Regina
Seidel machten deutlich, wie wich-
tig die gleichberechtigte Teilhabe
von Frauen und Männern ins-
besondere in wichtigen Gremien
ist. Sie stellten Maria Böhmer, die
zugleich Bundesvorsitzende der
Frauenunion der CDU ist, die VdU-
Initiative „Unternehmerinnen in die
Aufsichtsräte“ vor, für deren Da-
tenbank sie großes Interesse sig-
nalisierte. Alle drei Frauen waren

sich einig, dass die personelle
Monokultur in der deutschen Wirt-
schaft, wie sie vor allem in Groß-
unternehmen, aber auch in
mittelständischen Unternehmen
herrscht, dringend durchbrochen
werden muss. Diskutiert wurde in
diesem Zusammenhang auch die
Charta der Vielfalt und eine mögli-
che Unterzeichnung durch beide
Verbände.
Breiten Raum nahm anschlies-
send in dem insgesamt 90-minüti-
gen Gespräch ein Projekt ein, das
Juliane von Friesen angestoßen
hat und der VdU unterstützen will:
Dabei geht es um Bildungspaten-
schaften, die Unternehmenssenio-
ren/innen in den letzten beiden
Schuljahren bei Hauptschülern/in-
nen übernehmen mit dem Ziel ei-
nes möglichst guten Schulab-
schlusses und dem Erreichen ei-
nes Ausbildungsplatzes; Pate oder
Patin begleitet das „Patenkind“
anschließend bei Bedarf auch
durch die Ausbildung. Auch in
diesem Fall wollte Staatsministerin
Böhmer das Gespräch an einem
nicht allzu fernen Zeitpunkt mit
Juliane von Friesen und Regina
Seidel fortsetzen.

(JvF)

Gespräch mit Staatsministerin Böhmer
Einladung

LandesFrauenRat Berlin
lädt ein

Vorgestellt

FreiwilligenPass
Berlin

mit Hermann
Wabelhorst

am 17. September 2007

Projekt

Bosiljka Schedlich
Süd-Ost-Europa-

Kultur e.V.

am 22. Oktober 2007
Veranstaltung mit dem

Staatsbürgerinnenverband

Im Gespräch

Monika Helbig
Beauftragte des Landes

Berlin für

Bürgerschaftliches

Engagement

am 19. November 2007

Alle Veranstaltungen um
18 Uhr im UCW-
Konferenzsaal,

Sigmaringer Straße 1,
10713 Berlin (U-Bhf

Blissestraße)

LFR im Berliner Familienbeirat

� Der Berliner Senat hat am 3.
Juli 2007 die Neuorganisation der
Berliner Beirats für Familienfragen
beschlossen. Künftig ist auch der
LandesFrauenRat in dem Gre-
mium durch seine Vorsitzende Ju-
liane von Friesen vertreten.
Der Familienbeirat soll laut Bil-
dungssenator Prof. Dr. E. Jürgen
Zöllner den Senat beraten und
ihm Impulse für familienpolitische
Maßnahmen geben, bei Geset-
zesvorhaben und Rechtsverord-
nungen mit Auswirkungen auf die
Familie beratende Funktion über-
nehmen und die Öffentlichkeits-
arbeit für Familien in Verbindung
mit Institutionen und Verbänden
unterstützen sowie eigene Experti-
sen zu familienpolitischen Themen
entwickeln oder im Rahmen seines

Etats in Auftrag geben. Der Fami-
lienbeirat stärke damit die Fami-
lienpolitik als Querschnittsaufgabe
in allen Feldern der Politik, gibt die
Satzung Auskunft. Alle drei Jahre
soll er einen Bericht über die Lage
der Familien in Berlin vorlegen.
Der neue Familienbeirat soll sich
im Oktober konstituieren. Seine
Mitglieder werden vom für Fami-
lienpolitik zuständigen Mitglied des
Senats, also von Senator Zöllner,
für die Dauer der Legislaturperio-
de des Abgeordnetenhauses be-
rufen. Außer dem LFR sind darin
unter anderem der Landesjugend-
hilfeausschuss, die Liga der Spit-
zenverbände der Freien Wohl-
fahrtspflege, die Kirchen, Gewerk-
schaften und die AG der Familien-
verbände vertreten.

1

2

3

Wir Berlinerinnen
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Diversity-Seminar auf Schwanenwerder

� Ein erfolgreicher Einstieg in die
Zusammenarbeit mit der Evan-
gelischen Akademie gelang dem
LandesFrauenRat Berlin im ver-
gangenen Jahr mit einer Tagung
zum Thema „Frauen in Führungs-
positionen“ – 2007 knüpft er mit
dem Seminar „Wertschöpfung
durch Vielfalt: Diversity – Unter-
nehmenskultur der Zukunft“ an die
Premiere an. Tagungsort am 12.
und 13. Oktober ist erneut die
idyllisch am Wannsee gelegene
Bildungsstätte der  Akademie auf
Schwanenwerder.

Vielfalt und AGG

„Angesichts des demografischen
Wandels und im Zuge der Globali-
sierung registrieren wir, dass Wirt-
schaft und einzelne Unternehmen
immer stärker durch Vielfalt ge-
prägt werden. Diese wachsende
Vielfalt gilt es zu nutzen für die Un-
ternehmenskulturen und für glo-
bale Märkte, die selbst durch eben
diese Vielfalt gekennzeichnet
sind“, schreiben die LFR-Vorsit-
zende Juliane von Friesen und der
Akademie-Studienleiter Dr. Micha-
el Hartmann in der Einladung zu
dem Seminar. Wertschöpfung
durch Vielfalt ist längst zur ökono-
mischen Strategie geworden.
„Vielfalt zu managen ist eine Her-
ausforderung auf dem Weg zu
neuen, dynamischen Belegschaf-
ten in einer offenen und zugleich
alternden Gesellschaft. Monokul-
tur war gestern.“ Vor diesem Hin-
tergrund geben Expertinnen und
Experten ihre Einschätzungen ab,
wie die Kirchen und kirchlichen
Organisationen mit Diversity um-
gehen, welchen Stellenwert Diver-
sity-Management in der Wirtschaft
tatsächlich hat und wie das Allge-
meine Gleichbehandlungsgesetz
(AGG) in der Praxis nun wirklich
funktioniert.

Erster Seminartag

Nach Begrüßung und Einführung
am Freitag, dem 12. Oktober, um
14.30 Uhr startet das Programm
mit dem Vortrag „Gender versus

Einladung

LandesFrauenRat
Berlin

Evangelische
Akademie zu Berlin

laden ein

Wertschöpfung
durch Vielfalt:

Diversity –
Unternehmenskultur

der Zukunft

am 12. und 13.
Oktober 2007

Bildungsstätte
Schwanenwerder

Inselstraße 27-28
Berlin-Nikolassee

Gender und
Diversity

Das AGG in der
Praxis

Die Kirchen und
das AGG

Diversity in der
Wirtschaft

Tagungsbeitrag
70 E, ermäßigt 60 E mit

Übernachtung
50 E, ermäßigt 40 E ohne

Übernachtung
Getränke 7 Euro

Programme beim LFR
unter 030/785 70 10

Diversity: Albtraum oder Traum-
paar?“ von der Politikberaterin
und Projektentwicklerin Dr. Clau-
dia Neusüß. Am Nachmittag wer-
den dann die Juristen Juliane von
Friesen und Dr. Robert von Stei-
nau-Steinrück die Auswirkungen
des AGG in der Praxis beleuchten.
Der erste Seminartag klingt nach
dem Abendessen mit dem Auftritt
der Kabarett-Formation „Berliner
TingelTangel“ aus.

Zweiter Seminartag

Einen guten Einstieg in den zwei-
ten Seminartag, Samstag, den 13.
Oktober, bietet die Morgenan-
dacht, der sich Vortrag und Dis-
kussion mit der Leiterin der Anti-
diskriminierungsstelle des Bun-
des, Dr. Martina Köppen, an-
schließen. Wenn die Frage ge-
stellt wird „Was unternehmen die
Kirchen und ihre Organisationen
im Hinblick auf Vielfalt und Gleich-
behandlung?“, geben Dr. Christine
Bergmann, Bundesministerin a.D.,
Dr. Kristin Bergmann, die Leiterin
des Referats Chancengleichheit
der EKD, Mario Junglas, Direktor
des Berliner Büros des Deutschen
Caritasverbandes, sowie Bettina
Locklair vom Katholischen Büro
Berlin des Kommissariats der
Deutschen Bischöfe Auskunft. Die
Moderation übernimmt LFR-Vor-
standsfrau Barbara Faccani.
Beim abschließenden Panel de-
battieren Praktiker über Diversity
als Thema der Wirtschaft, darunter
Dr. Dagmar Beer-Kern, Abtei-
lungsleiterin bei der Integrations-
beauftragten der Bundesregie-
rung, und der Vizepräsident der
Türkisch-Deutschen Industrie-
und Handelskammer Nihat Sor-
gec. Der Kreis schließt sich, wenn
Juliane von Friesen und Dr. Mi-
chael Hartmann gegen 17 Uhr
eine kurze Bilanz ziehen. (sbr)

Programme schickt die LFR-
Geschäftsstelle, Telefon: 030/
785 70 10, Fax: 030/86 00 88 40,
Email: lfr-berlin@t-online.de
auf Anfrage zu.

Wir Berlinerinnen



� Beim diesjährigen Bundestref-
fen der Landesfrauenräte vom 7.
bis 9. September in Aachen stan-
den die Fachtagung „Gleiche Chan-
cen für Europas Frauen – Berufs-
wahl junger Frauen im europäi-
schen Vergleich“ aus Anlass des
Europäischen Jahres der Chan-
cengleichheit (Samstag) sowie der
Konferenzteil mit Berichten und
Anträgen (Sonntag) auf der Tages-
ordnung. Zum Auftakt empfing die
Bürgermeisterin der Stadt Aachen,
Astrid Ströbele, die Teilnehmerin-
nen im historischen Rathaus (Frei-
tag). Dabei legten die Landesfrau-
enräte außerdem ihre Berichte für
das Jahr 2006 vor.
„Vieles davon haben wir schon ge-
hört“, so die einhellige Meinung
der wohl meisten Delegierten nach
der Fachtagung zur Berufswahl
junger Frauen. Neu für die eine
oder andere war dennoch die Er-
kenntnis, dass die Fragen zu die-
sem Thema möglicherweise falsch

Konferenz der Landesfrauenräte in Aachen

gestellt sind. Die Berufswahl der
Mädchen sei eigentlich nicht falsch,
bekannte Prof. Dr. Angela Paul-
Kohlhoff (TU Darmstadt). Tatsäch-
lich wählten sie ein sehr viel breite-
res Spektrum als junge Männer,
die auf die duale Ausbildung fixiert
seien. Auch sonst fand die Profes-
sorin klare Worte: Solange Män-
ner über einen stets vollen Termin-
kalender suggerierten, keine Zeit
zu haben, und in ihre Lebenserin-
nerungen schrieben, sie könnten
jetzt an ihren Enkeln gut machen,
was sie an ihren Kindern verpasst
hät-ten, werde sich wohl nichts än-
dern. Demgegenüber betonte Pe-
tra Pauli, die Vorsitzende der Ver-
einigten Unternehmerverbände
Aachen, Männer müssten ihre Mög-
lichkeiten in punkto Vereinbarkeit
deutlich gemacht werden und im
übrigen könnten sich weder Män-
ner noch Frauen einen Ausstieg
aus dem Beruf wegen der Kinder
leisten. Letztlich gehe es darum,
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� Der LFR Berlin beschäftigt sich
im Herbst schwerpunktartig mit
dem Ehrenamt und dem bürger-
schaftlichen Engagement. Dazu
stellt Hermann Wabelhorst, Mitar-
beiter der Senatsverwaltung für
Integration, Arbeit und Soziales,
bei der Mitgliederversammlung am
Montag, dem 17. September, den
Berliner FreiwilligenPass (BFP)
vor, zwei Monate später, am 19. No-
vember, wird die Beauftragte des
Berliner Senats für Bürgerschaftli-
ches Engagement, Staatssekretä-
rin Monika Helbig, über ihre Arbeit
und Möglichkeiten der Unterstüt-
zung von ehrenamtlich Engagier-
ten referieren.
Der BFP soll zum einen zu einer
Kultur der Anerkennung für freiwil-
liges Engagement beitragen und
zum anderen die dabei erworbe-
nen Kompetenzen dokumentieren.
Ihn ausstellen können Vereine,

Verbände und andere Organisa-
tionen, um zum Beispiel ihre Frei-
willigen und ehrenamtlich Tätigen
zu ehren. Allerdings müssen diese
Vereine zuvor eine Schulung ab-
solvieren. Wie das funktioniert und
welche Voraussetzungen dafür
nötig sind, ist beim LFR-Plenum
im September zu erfahren.
Monika Helbig, seit 2002 Bevoll-
mächtigte beim Bund und Europa-
beauftrage des Landes Berlin so-
wie seit März 2007 Beauftragte für
das Bürgerschaftliche Engage-
ment, wird unter anderem über
ihre Veranstaltungsreihe „Bürger-
kommune und Zivilgesellschaft“ im
Roten Rathaus informieren. Diese
versucht den Beitrag der Zivilge-
sellschaft zur Bewältigung so
drängender Fragen wie der Inte-
gration, des demographischen
Wandels und der Bildung zu for-
mulieren, benennt Rahmenbedin-

gungen für das bürgerschaftliche
Engagement und zeigt Wege auf,
wie die Zivilgesellschaft gestärkt
werden kann.
Ein ganz praktisches Beispiel dafür
ist am 22. Oktober zu erleben,
wenn der LFR gemeinsam mit
dem Staatsbürgerinnenverband
einlädt. Dann stellt Bosiljka Sched-
lich die Arbeit des Süd-Ost-Euro-
pa-Kultur e.V. und die neue Stif-
tung „Überbrücken“ vor.
Die Auswahl der LFR-Themen im
Herbst mag zufällig sein, fällt aber
mit der traditionellen Woche des
bürgerschaftichen Engagements
2007 zusammen, die am 14. Sep-
tember in Berlin eröffnet wurde
(Bericht auf Seite 15).
Alle Veranstaltung finden um
18 Uhr im Konferenzsaal des
UCW statt. Ehrenamt in Berlin
im Internet: www.berlin.de/
buergeraktiv

Nicht nur im Herbst – das Ehrenamt
LFR-Veranstaltungen von September bis November

nicht nur in den Betrieben zemen-
tierte Wege aufzubrechen, so das
bekannte Fazit der abschleßen-
den Podiumsdiskussion bei der
Fachtagung am Samstag. Für den
gelungen  Ausklang des Tages
sorgte abends ein Ausflug ins hol-
ländische Maastricht – mit Stadt-
führung und üppigem Menü.
Bei der eigentlichen Konferenz der
Landesfrauenräte (KLFR) wurden
die Weichen für eine Vernetzung
zur Arbeit in den Rundfunkräten
und den Austausch über die Struk-
turen der Landesfrauenräte ge-
legt sowie über die Zusammenar-
beit mit dem Deutschen Frauenrat
berichtet. Beim Tagesordnungs-
punkt „Anträge“ wurden zwei Vor-
lagen des LFR Berlin beschlos-
sen, die sich mit der Problematik
„Frauen in Aufsichtsräten und Vor-
ständen in deutschen Unterneh-
men“ beschäftigen.
Die Berliner Beiträge sind auf
den Seiten 6 bis 8 dokumentiert.

Wir Berlinerinnen
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� Bei der Konferenz der Lan-
desfrauenräte (KLFR) wurde
eine Übersicht zur Arbeit in den
Rundfunkräten und den Struk-
turen der einzelnen Landes-
frauenräte erstellt. Beim Tages-
ordnungspunkt „Anträge“ hat
der LFR Berlin zwei Vorlagen
eingebracht, die sich mit der
Repräsentanz von Frauen in
den Entscheidungsgremien der
Wirtschaft beschäftigen. In der
Debatte wurden kleinere Ände-
rungen vorgenommen. Im Fol-
genden ist der Beschluss im
Wortlaut dokumentiert.

Antrag

Frauen in Aufsichtsräte
und Vorstände

Die Konferenz der Landesfrauen-
räte empfiehlt den Landesfrauen-
räten, sich bei ihren Landesregie-
rungen und Landesparlamenten
dafür einzusetzen
1. dass in Gremien, auf deren
Besetzung Landesregierung und/
oder Landesparlament Einfluss
nehmen können, Frauen grund-
sätzlich mindestens in gleicher
Zahl wie Männer vertreten sind.
2. dass Aufsichtsräte von Un-
ternehmen mit Landesbeteiligung
bis zum jeweiligen Ende der Legis-
laturperiode paritätisch mit Frauen
und Männern besetzt werden.
3. dass Landesregierung und
Landesparlament geeignete Maß-
nahmen ergreifen, um den Frau-
enanteil in den Vorständen und
auf der Führungsebene von Un-
ternehmen mit Landesbeteiligung
zu erhöhen, bis diese paritätisch
mit Frauen und Männern besetzt
sind.
4. dass die Vergabe öffent-
licher Aufträge an die Privatwirt-
schaft unverzüglich grundsätzlich
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an den Nachweis von Frauenför-
derung gekoppelt wird.
5. dass diese eine entspre-
chende Bundesratsinitiative ein-
leiten mit dem Ziel, eine gesetzli-
che Regelung der päritätischen
Besetzung der Aufsichtsräte  her-
beizuführen.

Begründung:
Die gleichberechtigte Teilhabe von
Frauen am Erwerbsleben auf
allen Ebenen und damit auch in
Führungspositionen ist ein ent-
scheidender Baustein für eine
nachhaltige Frauenförderung.
Allerdings helfen gut gemeinte
Ratschläge oder auf Freiwilligkeit
beruhende Vereinbarungen zwi-
schen Politik und Wirtschaft nicht
weiter. Gesetze mit verbindlichen
Vorgaben, vorgeschriebenen Ver-
fahren, Quotenregelungen, Betei-
ligungsrechten und der Pflicht zur
Berichterstattung sind nötig, um
Fortschritte bei der Gleichstellung
von Frauen in der Wirtschaft zu
erreichen. Die Landesregierun-
gen und Landesparlamente soll-
ten hier ihre Einflussmöglichkeiten
verstärkt nutzen. Eine Selbstver-
pflichtung, alle Gremien geschlech-
terparitätisch zu besetzen, auf die
Landesregierung und Landespar-
lament Einfluss haben, schließt
die Entsendung von Vertretern/in-
nen in die Rundfunkräte und ähn-
liche Institutionen mit ein. Solch
eine Selbstverpflichtung ist not-
wendige Basis für die weiter-
gehenden Schritte und die Glaub-
würdigkeit von Forderungen an
die Privatwirtschaft.

Beispiel Berlin: Das Land Berlin
hat mit seinem modernen Landes-
gleichstellungsgesetz (LGG) 1990
bundesweit Maßstäbe gesetzt.
Das LGG sieht unter anderem die
geschlechterparitätische Beset-

zung der Aufsichtsräte von Unter-
nehmen mit Landesbeteiligung
vor. Die Vergabe öffentlicher Auf-
träge ist zudem zusätzlich durch
die Frauenförderverordnung von
1999 geregelt, um die Privat-
wirtschaft zu gleichstellungspoli-
tischen Maßnahmen zu bewegen.
Doch auch diese vorbildhaften
Regelungen, die sonst in Deutsch-
land kaum erreicht sind, harren
noch ihrer letztgültigen Verwirk-
lichung in der Praxis. Aus dem
jüngsten Beteiligungsbericht des
Landes Berlin (Stand 20. Juni
2006) geht hervor, dass von 169
möglichen Aufsichts- oder Verwal-
tungsräten, die vom Land Berlin
entsandt oder auf Vorschlag des
Landes Berlin gewählt worden
sind, lediglich 39 Frauen sind.
Dabei ist in der 2006 zu Ende ge-
gangenen Legislaturperiode der
Frauenanteil in diesen Gremien
bereits erheblich gesteigert wor-
den. Der Senat strebt nun an, die
geschlechterparitätische Beset-
zung in dieser Legislaturperiode
bis 2011 zu erreichen. Das jedoch
ist nicht genug, denn die Vorstän-
de der Unternehmen mit Landes-
beteiligung sind nach wie vor in
Männerhand. Daher will das Ab-
geordnetenhaus von Berlin, dass
die Landesregierung auf die
Gleichstellungspraxis von Unter-
nehmen und Gesellschaften pri-
vater Rechtsform Einfluss nimmt,
und hat im Mai 2007 einen ent-
sprechenden Antrag verabschie-
det. Die Praxis zur Verknüpfung
der Gleichstellung mit der Vergabe
öffentlicher Aufträge hat gezeigt,
dass diese Regelung bisher nur
insgesamt 15 Prozent aller öffent-
lichen Ausschreibungen erfasst
hat. Das Abgeordnetenhaus will
nun, dass der Geltungsbereich
dieser Regelung weiter gefasst
wird. Im übrigen hat das Abgeord-
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netenhaus aber Ende 2006 wie-
der mit einer Ausnahme aus-
schließlich Männer in den RBB-
Rundfunkrat entsandt.

Einstimmiger Beschluss der KLFR
am 9. September 2007.

Antrag

Quotenregelung für
Aufsichtsräte

Die Konferenz der Landesfrauen-
räte in der Bundesrepublik
Deutschland fordert den Bundes-
gesetzgeber dazu auf, unverzüg-
lich die Arbeiten für eine sank-
tionsfähige Quotenregelung für
Aufsichtsräte aufzunehmen, die
darauf abzielt, Aufsichtsräte deut-
scher Unternehmen spätestens in
der übernächsten Legislaturperio-
de zu 50 Prozent mit Frauen zu
besetzen.

Begründung:
Die gleichberechtigte Teilhabe von
Frauen am Erwerbsleben auf
allen Ebenen ist ein entscheiden-
der Baustein für eine nachhaltige
Frauenförderung. Doch beson-
ders dort, wo in Unternehmen Ent-
scheidungen mit Breitenwirkung
getroffen und hohe Einkommen er-
zielt werden, sind Frauen kaum zu
finden. Die bisherigen Bemühun-
gen der Bundesregierung um eine
Erhöhung des Frauenanteils bei
den Führungspositionen in der
Wirtschaft sind weitgehend ins
Leere gelaufen. Selbst der Bericht
der Bundesregierung „2. Bilanz
Chancengleichheit – Frauen in
Führungspositionen“ von 2006 er-
kennt, dass der Frauenanteil in
den Spitzenpositionen der deut-
schen Großunternehmen mit fünf
Prozent seit Jahren nahezu unver-
ändert ist.

Das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW Berlin)
stellte in diesem Frühjahr fest,
dass in den Aufsichtsräten der
200 größten Unternehmen (Top
200) in Deutschland Frauen nur

zu 7,8 Prozent vertreten sind.
Über die Hälfte von ihnen (57,4
Prozent) wird von Arbeitnehmer-
vertretungen entsandt. Der Anteil
der Unternehmen ohne eine Frau
im Aufsichtsrat liegt bei über
einem Drittel. Bei den Vorstands-
posten sind Frauen noch schwä-
cher vertreten: So ist in den 100
größten Unternehmen (Top 100)
nur eine Frau im Vorstand. Bei den
Top 200 sind es elf, was einem An-
teil von gut einem Prozent ent-
spricht. Auch die Aufsichtsräte bei
den großen Banken und Sparkas-
sen sowie bei Versicherungsge-
sellschaften in Deutschland sind
nach wie vor männerdominiert,
stellte das DIW im Sommer fest –
im Bankgewerbe beträgt der
Frauenanteil 15 Prozent und bei
den Versicherungen 11 Prozent.
Dass dennoch in den meisten Auf-
sichts- oder Verwaltungsräten
Frauen vertreten sind, geht auch
hier überwiegend auf die Entsen-
dung durch Arbeitnehmervertre-
tungen zurück. Die Vorstandssitze
der großen Unternehmen des Ver-
sicherungs- und Kreditgewerbes
sind dagegen wie auch bei den
anderen großen Unternehmen
fest in Männerhand: Nur 2,5 Pro-
zent dieser Posten werden von
Frauen eingenommen. Damit be-
steht eine eklatante Diskrepanz
zum hohen Anteil weiblicher Be-
schäftigter in der Finanzbranche,
der insgesamt bei 54 Prozent liegt.
Das DIW bekennt, dass das Ziel
der Gleichstellung der Geschlech-
ter in einflussreichen Spitzenposi-
tionen der Unternehmen nach wie
vor in weiter Ferne liegt.

Fazit:Werden Aufsichtsratsposten
mit Frauen besetzt, geschieht dies
häufig vor dem Hintergrund der
Minderheitenquote des Betriebs-
verfassungsgesetzes und der
Gleichstellungsverpflichtungen
der Gewerkschaften, denn in den
wenigsten Fällen entsendet die
Unternehmerseite Frauen. Die auf
Freiwilligkeit beruhende Verein-
barung der Bundesregierung mit
den Spitzenverbänden der Privat-
wirtschaft zeigt hier keine Wirkung.

Die Erfahrung lehrt uns, dass nur
Gesetze mit verbindlichen Vorga-
ben, vorgeschriebenen Verfah-
ren, Quotenregelungen und Betei-
ligungsrechten sowie der Pflicht
zur Berichterstattung gegenüber
dem Deutschen Bundestag Fort-
schritte bei der Repräsentanz von
Frauen in den Entscheidungsgre-
mien der Wirtschaft erreichen.

Das Beispiel Norwegen zeigt, wie
ein Staat seinen Verfassungsauf-
trag zur Gleichstellung von Frauen
und Männern auch in der Privat-
wirtschaft ernst nehmen kann. So
muss jede norwegische Aktien-
gesellschaft seit Anfang 2006
mindestens 40 Prozent Frauen in
ihrem Aufsichtsrat nachweisen. Ist
dies nicht der Fall, drohen Sank-
tionen bis hin zum Verlust der
Börsennotierung. Das Einhalten
der Quote gilt übrigens für beide
Geschlechter. Wegen dieser Re-
gelungen steht Norwegen heute
mit einem Frauenanteil von knapp
einem Drittel in den Entschei-
dungsgremien der 50 größten
börsennotierten Unternehmen
europaweit an der Spitze. Über
dem Durchschnitt liegen auch die
anderen skandinavischen Länder
sowie die osteuropäischen EU-
Mitgliedstaaten, Deutschland be-
findet sich mit 11 Prozent im Mittel-
feld. Beim Anteil von Frauen in den
breiter definierten Managementpo-
sitionen steht Deutschland nach
Angaben der Europäischen Kom-
mission mit rund einem Viertel am
unteren Ende der Länderrangfol-
ge. Selbst Länder mit relativ gerin-
ger Erwerbsbeteiligung der Frau-
en wie Spanien und Italien weisen
hier mit jeweils knapp einem Drittel
deutlich höhere Frauenanteile als
Deutschland auf.

Insofern trägt eine sanktionsfähige
Quotenregelung auch zur Siche-
rung der Wettbewerbsfähigkeit der
deutschen Wirtschaft bei, indem
die klügsten Köpfe – gleich ob
Frau oder Mann – an der Unter-
nehmensspitze zukunftsorientierte
Entscheidungen treffen, die unser
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Land insgesamt voran bringen.
Angesichts der erheblichen ge-
sellschaftlichen und demografi-
schen Veränderungen muss das
Potenzial hoch qualifizierter Frau-
en besser genutzt werden.

Beschluss der KLFR am 9. Sep-
tember 2007 mit 14 Ja- und einer
Nein-Stimme.

Bericht

Die Arbeit im
RBB-Rundfunkrat

Der Rundfunk Berlin-Branden-
burg (RBB) ist die Landesrund-
funkanstalt der Länder Berlin und
Brandenburg. Rechtsgrundlage
ist der Staatsvertrag vom 25. Juni
2002, Rechtsvorgänger sind der
Sender Freies Berlin (SFB) und
der Ostdeutsche Rundfunk Bran-
denburg (ORB).
Der RBB wird von einer weiblichen
Doppelspitze geleitet: Von Dag-
mar Reim als Intendantin, die ge-
rade für eine zweite Amtszeit be-
stätigt worden ist, und Hannelore
Steer als ihrer Stellvertreterin, die
zugleich Direktorin der Hörfunk-
sender ist. Der RBB hat über 1.500
festangestellte Beschäftigte und
über 40 Prozent Frauen in Füh-
rungspositionen.
Wichtigstes Aufsichtsgremium ist
der Rundfunkrat. Dieser hat regu-
lär 30 Mitglieder, aktuell allerdings
nur 29. Die gesellschaftlich rele-
vanten Gruppen entsenden 23
Mitglieder, darunter eine gemein-
same Frauenvertreterin des Lan-
desFrauenRates Berlin und des
Frauenpolitischen Rates Land
Brandenburg. Beide Frauendach-
verbände wechseln sich bei der
Benennung alle fünf Jahre ab. Seit
2007 ist die LFR-Vorsitzende
Mitglied im Rundfunkrat. Sie ist
auch stellvertretende Vorsitzende
des Haushaltsausschusses. Aus
seiner Mitte benennt der Rund-
funkrat Mitglieder für den Pro-
grammausschuss sowie den
Haushalts- und Finanzausschuss.
Die Ausschüsse unterstützen den
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Rundfunkrat bei der Vorbereitung
seiner Beratungen und Be-
schlüsse.
Das zweite Kontrollgremium ist der
Verwaltungsrat, dem sieben vom
Rundfunkrat gewählte Mitglieder
und ein Personalratsvertreter an-
gehören. Dank intensiver Vorar-
beit im Rundfunkrat ist es gelun-
gen, die bisherige Vertreterin des
Frauenpolitischen Rats, Friderike
von Borstel, 2007 im Verwal-
tungsrat zu platzieren – ein wich-
tiger Erfolg frauenpolitischen Lob-
byings.
Bedauerlicherweise ist der Rund-
funkrat stark männerdominiert,
selbst wenn mit Dr. Ulrike Liedtke
eine Frau den Vorsitz führt. Le-
diglich acht seiner regulär 30
Mitglieder sind weiblich. Es fehlt
die angemessene Quotierung in
seiner Satzung. Dagegen gilt für
den Verwaltungsrat eine weibliche
Mindestquote von drei der sieben
durch den Rundfunkrat gewählten
Mitglieder.
Zufriedenstellend ist weder die
fehlende Quotierung im Staats-
vertrag und in der Satzung des
RBB-Rundfunkrats noch die Ent-
sendungspraxis der gesellschaft-
lichen Gruppen und vor allem des
Berliner Abgeordnetenhauses
und des Brandenburger Land-
tages, die zusammengenommen
sieben Mitglieder des Rundfunk-
rats stellen: Das Berliner Landes-
parlament hat eine Frau und drei
Männer, das Brandenburger drei
Männer in den RBB-Rundfunkrat
entsandt. Bemühungen des LFR
und des Frauenpolitischen Rats
zur neuen Konstituierung des
Gremiums am Jahresbeginn daran
etwas zu ändern, waren nicht von
Erfolg gekrönt.

Juliane von Friesen

Beschlüsse der KLFR

Antragsteller Bremen
 Kindergeld nicht als Einkom-

men anrechnen
14 Ja bei einer Nein-Stimme

 Gleichstellungsgesetz in der
Privatwirtschaft

9 Ja, 2 Nein, 2 Enthaltungen
 Fortbildungsmaßnahmen für

Nicht-Leistungs-Empfängerinnen
deutliche Mehrheit

 Schlankheitswahn in den Medien
deutliche Mehrheit

Antragsteller Hessen
 Gender Mainstreaming in der

High-Tech-Strategie berücksich-
tigen einstimmig

 Für einen geschlechtsspezifi-
schen Warenkorb in der Bundes-
republik Deutschland

einstimmig

Antragsteller Mecklenburg-
Vorpommern, Sachsen,

Brandenburg
 Für einen gesetzlichen Mindest-

lohn 12 Ja und 2 Enthaltungen
 Wirksames und konsequentes

Auftreten gegen Ausbreitung des
Rechtsextremismus

einstimmig
 Gesellschaftlich orientierte und

geschlechtergerechte Sicherung
der Förderung des letzten Drittels
von sozialpflegerischen Umschu-
lungen deutliche Mehrheit

Antragsteller Niedersachsen
 Gleicher Lohn für gleichwertige

Arbeit einstimmig

Antragsteller Nordrhein-
Westfalen

 Kinderarmut wirksam bekämpfen
14 Ja bei einer Enthaltung

 Voller Sitz für den Landesfrauen-
rat im Rundfunkrat und in den Lan-
desmedienanstalten

14 Ja bei einer Enthaltung

Antragsteller Rheinland-Pfalz
 „Cochemer Modell“ und FGG-

Reformgesetz
12 Ja und 3 Enthaltungen

Antragsteller Sachsen-Anhalt
 Quotierung von Wahllisten

13 Ja bei einer Nein-Stimme

Wir Berlinerinnen



09/07 LFRaktuell Seite 9

� Agnes Neuhaus gründete 1899
in Dortmund den „Verein zum Gu-
ten Hirten“ zur Fürsorge „für die
Verstoßenen des weiblichen Ge-
schlechts“, der dann 1903 – um
sich von den gleichnamigen Klös-
tern abzugrenzen und auch um die
Funktion des Vereins zu verdeut-
lichen – in „Katholischer Fürsorge-
verein für Mädchen, Frauen und
Kinder“ umbenannt wurde. Gleich-
zeitig war Agnes Neuhaus Grün-
dungsmitglied des Katholischen
Deutschen Frauenbundes in Köln
und Mitglied in dessen erstem Vor-
stand unter Vorsitz von Emilie Hop-
mann. Ein Grund mehr für den
Frauenbund in Berlin – und auch
für den Landesfrauenrat, dem der
Sozialdienst katholischer Frauen
(SkF) angehört – das neu eröff-
nete Agnes Neuhaus Café im
Pankower Ortsteil Niederschön-
hausen zu besuchen.
In Berlin hatten im Jahr 1901 die
Josephschwestern mit einer ähnli-
chen Arbeit wie Agnes Neuhaus
begonnen und den „Fürsorgever-
ein für Frauen, Mädchen und Kin-
der“ gegründet. Der Schwerpunkt
ihrer Arbeit war die Gefangenen-,
Gefährdeten- und Prostituierten-
fürsorge sowie die Betreuung un-
ehelicher Kinder und ihrer Mütter.
1924 schloss sich der Berliner
Verein dem Katholischen Fürsorge-
verein der Reichstagsabgeord-
neten Agnes Neuhaus an, der mitt-
lerweile in ganz Deutschland aktiv
war. Während der Nazi- und Kriegs-
zeit arbeitete der Verein im Stillen
weiter und konstituierte sich 1949
neu mit regelmäßigen Treffen in
West- und Ostberlin. Mit dem Mau-

erbau 1961 wurde der Berliner
Verein geteilt – das Mädchen-
wohnheim St. Marien lag in Moabit,
also im Westteil, die Heime St.
Michael und Maria Frieden im Ost-
teil der Stadt, beide aber wurden
von Schwestern weitergeführt.
Ab 1968 heißt der Verein bundes-
weit Sozialdienst katholischer Frau-
en (SkF) mit Sitz der Zentrale in
Dortmund. Nach dem Mauerfall
wurde der SkF in Berlin wieder zu-
sammengeführt, die Werkstatt für
Menschen mit Behinderung in
Pankow wurde ausgebaut.
Heute arbeiten über 150 Haupt-
amtliche und fast 200 in der Werk-
statt Beschäftigte zusammen mit
Ehrenamtlichen für den Berliner
Verein. Im September 2006 eröff-
nete der SkF im Haus der Ge-
schäftsstelle in Berlin-Niederschön-
hausen das Agnes Neuhaus Café.
Es ist ein integratives Café, in dem
sich Menschen mit und ohne Be-
hinderung gemeinsam um die
Gäste kümmern. Die Küche legt
Wert auf Qualität und viele Pro-
dukte kommen aus traditionellen
klösterlichen Betrieben oder aus
biologischer Erzeugung. Die Be-
sucher werden mit Kuchen aus
eigener Herstellung verwöhnt und
können täglich zwischen mehreren
Gerichten sowie frischen Spezia-
litäten wählen. Ein Besuch in dem
denkmalgeschützten Stadthaus
mit seinen hellen und freundlichen
Räumen lohnt sich sehr.
Wer weitere Informationen möch-
te, erfährt Wissenswertes unter
www.agnesneuhaus-cafe.de im
Internet.

(brouwers)

Besuch beim SkF – Agnes Neuhaus Café

� Die LFR-Vorsitzende Juliane
von Friesen hat die Zusammen-
setzung des Berlin Boards kriti-
siert. In der zwölfköpfigen Kommis-
sion, die eine neue Markenstrate-
gie für die Hauptstadt entwickeln
soll, sind lediglich zwei Frauen –
Catherine Mühlemann (Viacom)
und Jutta Allmendinger (WZB).

Unter den drei Senatoren, die ne-
ben dem Regierenden Bürgermeis-
ter ständig mit der Expertenrunde
zusammenarbeiten, ist auch Stadt-
entwicklungssenatorin Ingeborg
Junge-Reyer. Die Arbeit des Boards
soll über das Erfinden einer „Dach-
marke“ hinausgehen und eine
Vielzahl von Projekten initiieren.

Kritik an Berlin Board Meinung

Der Fall Eva H.

Brunhilde Raiser, Vorsitzende
des Deutschen Frauenrats: „Die
jüngst bekannt gewordenen Äu-
ßerungen Frau Hermans zur NS-
Mütterpolitik haben sie als Gesicht
des öffentlich-rechtlichen Fernse-
hens vollends unmöglich gemacht.
Es war höchste Zeit, sich von
dieser Frontfrau reaktionärer
Frauen- und Familienideologie zu
trennen. Es ist mir überhaupt
schwer erklärlich, warum die Ver-
fasserin derartig frauenfeindlicher
Pamphlete so viel Öffentlichkeit in
den vergangenen Monaten einge-
räumt bekam. Es sei denn, hinter
Frau Herman stehen tatsächlich
– wie gemunkelt – fundamentalis-
tische Kreise, die mit allen Mitteln
zum Kampf gegen Emanzipation
und Geschlechtergerechtigkeit
geblasen haben.“

Elke Ferner, Bundesvorsitzende
der Arbeitsgemeinschaft Sozial-
demokratischer Frauen (ASF)
und stellvertretende SPD-Bun-
desvorsitzende: „Jetzt hat Eva
Hermann bar jeder historischen
Kenntnis endgültig jeden gesell-
schaftlichen Konsens verlassen.
Man muss nicht nur an das Schick-
sal jüdischer Frauen und Familien
und anderer rassisch und poli-
tisch Verfolgter des Dritten Rei-
ches erinnern: Allen Frauen wur-
de in dieser Zeit der verquasten
Mütterideologie das passive Wahl-
recht genommen, sie wurden aus
den Universitäten getrieben und
scharenweise aus dem öffentli-
chen Dienst verwiesen, trotz Be-
amtenstatus, um nur einige Bei-
spiele zu nennen. Man kann den
Norddeutschen Rundfunk nur be-
glückwünschen, sich endgültig
von einer Moderatorin getrennt zu
haben, die offenbar Traumata ih-
res persönlichen Lebens nicht über-
winden kann und ihren Bekannt-
heitsgrad schamlos für ihre mehr
als rückwärtsgewandten Themen
missbraucht.“

Wir Berlinerinnen
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� Diversity – die Vielfalt der
menschlichen Möglichkeiten, Kom-
petenzen und Persönlichkeiten in
Bezug auf die ethnische Herkunft
und das Geschlecht, auf Religion
und Weltanschauung, auf das
Alter, die sexuelle Identität oder
eine Behinderung – erweitert seit
einiger Zeit die öffentliche De-
batte. Verwaltungen und andere
Institutionen sollen nicht nur zwi-
schen Frauen und Männern den
qualifizierten Ausgleich suchen,
sondern weitere Merkmale in ihre
Betrachtungen von der Kundin
und dem Kunden, von Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern einbezie-
hen. Diversity öffnet den Blick für
Besonderheiten, die als solche zu
respektieren sind, sich der Gleich-
macherei entziehen und so gese-
hen den Menschen als Menschen,
wie sie oder er vor mir steht, abso-
lut ernst nehmen. „Diversity“ ist im
Kern Antidiskriminierungspolitik.
Wegbereiterin des Ansatzes in Eu-
ropa ist einmal mehr die Europäi-
sche Union (EU), die seit ihrer An-
fangszeit auf Integration setzt und
sich gegen jegliche Formen der
Ausgrenzung wendet. Mit dem
Europäischen Jahr der Chancen-
gleichheit für alle setzt die EU
einen starken Akzent für den
Schutz vor Diskriminierungen auf-
grund der ethnischen Herkunft,
der Religion oder  Weltanschau-
ung, des Alters, des Geschlechts,
der sexuellen Identität oder einer
Behinderung. Dabei ist das Jahr
der Chancengleichheit Herzstück
einer Rahmenstrategie, mit der
Diskriminierung bekämpft, die
Vielfalt als positiver Wert vermittelt
und Chancengleichheit für alle ge-
fördert werden soll. Diese Strate-
gie hat die Europäische Kommis-
sion am 1. Juni 2005 beschlossen
und dafür ein Gesamtbudget von
rund 15 Millionen Euro zur Verfü-
gung gestellt.
Wirtschaftliche Überlegungen und
nicht zuletzt der Kampf um Stahl
und Kohle ebneten die Gründung

der Europäischen Union: Um nach
dem Zweiten Weltkrieg den Frie-
den zu sichern, stand zunächst
eine gemeinsame Verwaltung der
Montanindustrie im Vordergrund,
bis sich dann 1957 Belgien, Frank-
reich, die Niederlande, Italien,
Luxemburg und die Bundesre-
publik zur Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft (EWG) zu-
sammenschlossen. Innerhalb der
EWG sollten alle zu gleichen Be-
dingungen konkurrieren können.
Die Frauen aber, so die Befürch-
tung, könnten den Wettbewerb
verzerren. Der Grund: In Frank-
reich galt bereits das Prinzip „Glei-
cher Lohn für gleiche Arbeit“ und
so wären die Partnerländer wegen
ihrer niedrigeren Frauenlöhne im
Vorteil gewesen. Deshalb stellt
Artikel 119 des EWG-Vertrags
gleichen Lohn für gleiche Arbeit
fest. Mit Emanzipation hatte dies
wenig zu tun. Doch die Basis für
die Gleichstellungs- und Antidiskri-
minierungspolitik in Europa war
gelegt. Und so sind in der Rück-
schau die Römischen Verträge ein
Meilenstein für die rechtliche und
faktische Gleichstellung der Frau.
Mit dem Beitritt von Dänemark,
Irland und Großbritannien 1973,
Griechenland 1981, Spanien und
Portugal 1985 sowie 1995 Finn-
land, Österreich und Schweden
erweiterte sich Stück um Stück
auch das gleichstellungspolitische
Repertoire. So sorgte die EWG
1979 zum Beispiel dafür, dass
Frauen auf alle gesetzlichen und
betrieblichen Sozialleistungen
denselben Anspruch haben wie
Männer. Insbesondere die fort-
schrittliche Frauenpolitik der
skandinavischen Mitgliedsstaaten
setzte neue Impulse. Forderungen
nach der Gleichbehandlung von
Frauen und Männern beim Zu-
gang zur Beschäftigung, zur Be-
rufsbildung und zum beruflichen
Aufstieg sowie im Bereich der
sozialen Systeme kamen hinzu.
Dabei verflüchtigte sich zuneh-

mend der Blick durch die ökonomi-
sche Brille des ursprünglich wirt-
schaftlichen Zusammenschlus-
ses. Je mehr die EU auch ein poli-
tischer Bund und ein Raum der of-
fenen Grenzen wurde, in dem sich
EU-Bürgerinnen und EU-Bürger
frei bewegen können, desto stär-
ker werden die Einflüsse von Euro-
paparlament und Europäischer
Kommission auf zum Beispiel die
gesellschaftliche Entwicklung in
den Mitgliedsstaaten.
Von besonderer Bedeutung war in
diesem Zusammenhang die 4.
Weltfrauenkonferenz 1995 in Pe-
king: Hier setzte sich die Erkennt-
nis durch, dass die gesellschaft-
liche Rolle von Frauen und Män-
nern nicht von Natur aus festge-
legt, sondern vielmehr veränder-
bar ist, und politische, wirtschaft-
liche und kulturelle Faktoren bei
der Diskriminierung von Frauen
zusammenwirken. Im Abschluss-
dokument wird dann das Gender
Mainstreaming-Prinzip formuliert.
Die nationalen Regierungen aber,
die sich ebenso wie das EU-Parla-
ment und die Kommission in Pe-
king auf eine umfassende Gleich-
stellungspolitik verpflichtet hatten,
mussten handeln.
So steht der Amsterdamer Vertrag
von 1997 ganz unter dem Eindruck
der Weltfrauenkonferenz. Er
machte das Prinzip des Gender
Mainstreaming zum Gemein-
schaftsrecht und bindend für alle
Gemeinschaftsinstitutionen und
erklärte die Gleichheit der Ge-
schlechter und den Kampf gegen
Ungleichheit zu Zielen der Ge-
meinschaft.
Die „Charta der Grundrechte“, die
zur Jahrtausendwende proklamiert
wurde, versammelt Rechte, die
sich aus den Verfassungstraditio-
nen, aus internationalen Verträ-
gen und der Rechtsprechung der
Europäischen Gerichtshöfe erge-
ben. Frauenpolitisch ist sie von
größter Bedeutung.

Sabine Röhrbein

Gleichstellung im EU-Jahr der Chancengleichheit
Rückschau: EWG legte Grundlagen für gleiche Arbeitsbedingungen

Wir Berlinerinnen



� Von einem gleichstellungspo-
litischen Durchbruch in der Wis-
senschaft kann in Deutschland
noch immer keine Rede sein. Dies
stellte der Wissenschaftsrat als
wichtigstes Beratungsgremium für
die Wissenschaftspolitik in seinen
jüngsten „Empfehlungen zur Chan-
cengleichheit“ fest. Er hat darin
erneut eindringlich an Forschung
und Lehre appelliert, alle vorhan-
denen Instrumente zur Förderung
der Chancengleichheit von Wis-
senschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern zu nutzen. Andernfalls
müssten in fünf Jahren Sanktio-
nen greifen, heißt es. Entspre-
chend fordert das Gremium kon-
krete Maßnahmen zur Gleichstel-
lung von Frauen und Mänern im
Wissenschaftsapparat.
Vor allem in den klassischen Frau-
enfächern wie den Geistes- und
Sprachwissenschaften gebe es
„nach oben hin“ einen überdurch-
schnittlichen Schwund der gut
ausgebildeten Akademikerinnen.
Der Wissenschaftsrat fordert da-
her mehr Transparenz in Rekru-

� Überall in Europa verdienen
Frauen deutlich weniger als Män-
ner. In Deutschland ist der Unter-
schied besonders groß: Frauen
verdienen hierzulande im Durch-
schnitt rund 22 Prozent weniger.
Dabei wurde der Grundsatz der
gleichen Löhne und Gehälter, die
Entgeltgleichheit, europaweit be-
reits vor 50 Jahren mit der Unter-
zeichnung der Römischen Verträ-
ge rechtlich verankert. Die Euro-
päische Kommission hat nun alle
nationalen Aktionspartner zum ge-
meinsamen Handeln aufgerufen.
Die EU-Kommission forderte Mitte
Juli, die Ursachen der Entgeltun-
gleichheit zu beseitigen. Hand-
lungsbedarf sieht die Kommission
insbesondere bei der Beschäfti-
gung von Frauen in Wirtschafts-
zweigen mit geringeren Verdienst-
möglichkeiten, bei den unter-
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tierungsverfahren, mehr Mento-
ring für Frauen und ein aktives
„head hunting“, um Wissenschaft-
lerinnen für Führungsaufgaben zu
gewinnen. Ferner sollte die Urhe-
berschaft von Artikeln und For-
schungsanträgen für Begutach-
tungsprozesse möglichst anonymi-
siert werden. Für entscheidend
hält der Wissenschaftsrat auch,
den Anteil von Gutachterinnen zu
erhöhen. Als günstig hat sich dem
Bericht zufolge die Einrichtung
von Juniorprofessuren erwiesen.
28 Prozent dieser Stellen werden
derzeit von Frauen besetzt.
Universitäten, die eine festge-
setzte Frauenquote nicht errei-
chen, sollten durch Mittelabzüge
bestraft werden, forderte in diesem
Zusammenhang die Präsidentin
des Wissenschaftszentrums Berlin
für Sozialforschung (WZB), Jutta
Allmendinger. Seit 1998 sei der An-
teil der Frauen unter den deut-
schen C4- beziehungsweise W3-
Professoren nur von sieben auf
neun Prozent gestiegen. „Geht es
in diesem Schneckentempo wei-

ter, haben wir die Chancengleich-
heit nicht vor Ende des 21. Jahr-
hunderts“, sagte die Wissen-
schaftlerin der „Zeit“. Der Wissen-
schaftsrat, dem Allmendinger
ebenfalls angehört, hatte sich trotz
Kritik nicht auf die Forderung nach
einer Quote einigen können. All-
mendinger plädiert dafür, für jede
Hochschule so genannte poolbe-
zogene Vorgaben festzulegen.
Wird der festgeschriebene Frau-
enanteil unter den Professoren
nicht in dem vorgesehenen Zeit-
raum erreicht, müsse es Sank-
tionen geben, etwa in Form von
Mittelabzügen durch Land und
Bund, und zwar „in einer Höhe, die
wehtut“, so die Soziologin.

Frauen ausgeschlossen

Schuld an den im internationalen
Vergleich extrem geringen Karrie-
rechancen für Frauen in der Wis-
senschaft sind Allmendinger zufol-
ge einflussreiche Männer-Netz-
werke, die auf dem Prinzip der ge-
genseitigen Förderung beruhten
und Frauen meist ausschlössen.

Gleiches Geld für gleiche Arbeit

schiedlichen Rollenbildern und Er-
werbsverläufen von Männern und
Frauen und den derzeitigen Mus-
tern der Teilzeitarbeit.
EU-Kommissar Vladimir Špidla for-
derte die EU-Mitgliedsstaaten auf,
mit neuen Elterngeldregelungen
und Vätermonaten dazu beizu-
tragen, die tradierten Rollenmus-
ter zu überwinden und die Entgelt-
ungleichheit abzubauen. Die Bun-
desregierung gehe hier mit der
Einführung des Elterngeldes
bereits voran, hieß es aus dem
Bundesfamilienministerium. Mit
einer verbesserten Vereinbarkeit
von Familie und Beruf sollen
außerdem die Rahmenbedin-
gungen geschaffen werden, die
Frauen tatsächlich die gleichen
Verdienstchancen eröffnen wie
Männern. Zudem forderte die
Kommission, die Datenlage mit

Hilfe von detaillierteren Statistiken
und durch eine stärkere Sensibi-
lisierung der Tarifparteien zu ver-
bessern. Die Bundesregierung
habe durch das neue Verdienst-
statistikgesetz bereits zum Jahres-
beginn die Möglichkeit geschaf-
fen, deutlich differenzierte Daten
zur Entgeltungleichheit zu ermit-
teln, die dann gezielt ausgewertet
werden können. Das Bundesmi-
nisterium für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend bereite ge-
meinsam mit dem Statistischen
Bundesamt dazu für 2008 kon-
krete Projekte vor. Das Ministerium
hat zum Thema den neuen Leit-
faden „Entgeltgleichheit - Fair
p(l)ay“ aufgelegt, der wichtige Hin-
weise für alle an der Lohnfindung
Beteiligten enthält. Die Broschüre
kann dann unter www.bmfsfj.de
herunter geladen werden.

Wissenschaft: Teilhabe nur mit Quote

Wir Berlinerinnen



� Das EU-Jahr der Chancen-
gleichheit 2007 prägte die dies-
jährige Konferenz der Gleichstel-
lungs- und Frauenministerinnen
und -minister am 31. Mai in Pots-
dam. Dabei setzten sie sich mit
dem von der EU vorgelegten Fahr-
plan zur Gleichstellung von Frau-
en und Männern 2006 – 2010 und
dessen Umsetzung in Deutsch-
land kritisch auseinander. Die Mi-
nisterrunde habe eine Reihe weg-
weisender Beschlüsse auf den
Weg gebracht, lobte Branden-
burgs Gleichstellungsministerin
Dagmar Ziegler, derzeit Vorsit-
zende der Fachministerkonfe-
renz. So wurde der auf Initiative
Brandenburgs eingebrachte Leit-
antrag einstimmig verabschiedet,
der darauf abzielt, vermehrte An-
strengungen zu unternehmen, um
eine tatsächliche Gleichstellung
von Frauen und Männern zu errei-
chen.

Eigenständige Konferenz

Bestrebungen der unionsgeführ-
ten Länder, die Konferenz mit der
Jugend- und Familienminister-
konferenz (JFMK) zusammen zu
legen, erteilten die Fachminister
dagegen eine Absage. Berlins
Frauensenator Harald Wolf (Lin-
ke) begrüßte den Fortbestand
einer eigenständigen Frauen- und
Gleichstellungsminister/-innen-
konferenz ausdrücklich.„Frauen-
und gleichstellungspolitisch wichti-
ge Themen werden so in den ak-
tuellen gesellschaftspolitischen
Diskussionen weiterhin ihren Stel-
lenwert behalten“, betonte er. Dies
sei gerade im Hinblick auf die wei-
tergehende Ausgestaltung der so-
zialen Sicherungssysteme unver-
zichtbar.

Vereinbarkeit von zentraler
Bedeutung

Der Leitantrag führt unter ande-
rem aus, dass sich der Anstieg der
Frauenerwerbstätigkeit im We-
sentlichen auf Teilzeit- und gering-

fügige Beschäftigung beschränke,
so dass das Arbeitsvolumen von
Frauen insgesamt gesunken ist
und 2004 sogar unter dem Stand
von 1991 lag. Außerdem nehme
die Frauenbeschäftigung  haupt-
sächlich in Sektoren und Berufen
zu, in denen Frauen bereits über-
repräsentiert sind. Frauen ver-
dienten im Vergleich zu Männern
nach wie vor 22 Prozent weniger
Lohn und Gehalt.
Die bessere Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf für Frauen und
Männer sei von zentraler Bedeu-
tung für die Gleichstellung, so die
Fachminister. Die Initiative zum
quantitativen und qualitativen Aus-
bau der Kinderbetreuungsplätze
der Bundesfrauenministerin  wer-
de vor diesem Hintergrund aus-
drücklich unterstützt. Im europäi-
schen Vergleich wiesen Staaten
mit den höchsten Beschäftigungs-
quoten von Frauen gut ausge-
baute Kinderbetreuungsstruk-
turen mit hohen Qualitätsstan-
dards aus, hätten flexible Arbeits-
bedingungen, ein geringeres Ar-
mutsrisiko sowie eine höhere ge-
sellschaftliche Akzeptanz  erwerbs-
tätiger Mütter noch nicht schul-
pflichtiger Kinder. „Frauen sind in
den Spitzenpositionen der Wirt-
schaft noch immer sehr selten
vertreten. Insbesondere in Groß-
unternehmen, wo viel verdient
wird und Entscheidungen mit Brei-
tenwirkung fallen, sind Frauen
stark unterrepräsentiert“, heißt es
in dem Beschluss.

Frauen in
Führungspositionen

Mit seiner Frauenquote in Füh-
rungspositionen liege Deutschland
auf dem sechstletzten Platz der 25
EU-Mitgliedsstaaten. Andere eu-
ropäische Länder seien hier wei-
ter, zum Teil auch durch gesetz-
liche Regelungen. Die Gleichstel-
lungs- und Frauenministerinnen
und -minister wollen daher prüfen,
wie Maßnahmen oder gesetzliche

Regelungen zur Erhöhung des
Frauenanteils in Entscheidungs-
gremien wirksamer umgesetzt und
überdies hemmende geschlechts-
spezifische Rollenstereotype ab-
gebaut werden können.

Kein Interesse an
Beschäftigungssituation?

Der Bedeutung des Themas wirt-
schaftliche Eigenständigkeit von
Frauen entsprechend hat der Ber-
liner Frauensenator bei der Kon-
ferenz Anträge zur Entgeltun-
gleichheit und zu prekären Be-
schäftigungsverhältnissen einge-
bracht. Während der Antrag zur
Entgeltgleichheit einstimmig ange-
nommen wurde, drückten einige
der unionsgeführten Länder ihre
ablehnende Position gegen die
Erstellung einer Studie über die
Beschäftigungssituation von Frau-
en in Dienstleistungs- und freien
Berufen durch Stimmenthaltung
aus. Die erforderliche Mehrheit
kam deshalb nicht zustande.

Verlässliche Daten nötig

Der Antrag verfolgte das Ziel,  ver-
lässliche Daten über das Ausmaß
der Beschäftigung von Frauen im
Niedriglohnsektor zu erhalten.
Harald Wolf reagierte mit Unver-
ständnis auf die ablehnende Hal-
tung. „Den für Gleichstellung und
Frauen zuständigen Ministerinnen
und Ministern der Union kam es
offenbar nicht darauf an, mit dem
Thema ‚prekäre Beschäftigungs-
verhältnisse’ angemessen sach-
lich und fachlich umzugehen, son-
dern den auf der Bundesebene
zwischen den Koalitionsfraktionen
bestehenden Konflikt zu den The-
men Niedriglohn und gesetzlicher
Mindestlohn in die GFMK hinein-
zutragen und damit dem gleich-
stellungs- und frauenpolitischen
Anliegen einen Bärendienst zu
erweisen“, kommentierte der Se-
nator das Abstimmungsverhalten.
Allerdings wollen die Ministerinnen

weiter auf Seite 13
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6. CEDAW-Bericht

� Mitte Juli hat das Bundes-
frauenministerium den 6. Bericht
der Bundesrepublik Deutschland
zum Übereinkommen der Verein-
ten Nationen (VN) zur Bekämp-
fung jeder Form von Diskriminie-
rung der Frau (CEDAW) veröffent-
licht. Der Bericht soll spätestens
im September 2007 dem VN-Aus-
schuss überreicht werden. Ein
Jahr zu spät, wie unter anderem
die Bundestagsfraktion Die Linke
in einer kleinen Anfrage bemän-
gelte (Antwort Drucksache 16/
6096). In dem Bericht wird die
nach wie vor geschlechtsspezi-
fische Arbeitsteilung in Familie
und Berufsleben als Ursache für
viele Ungleichbehandlungen ge-
nannt. Frauen sind in Entschei-
dungspositionen unterrepräsen-
tiert, haben ein geringeres Ein-
kommen und sind schlechter so-
zial abgesichert. Das traditionelle
Rollenverständnis schlägt sich
noch immer in der Berufswahl
junger Mädchen nieder. Die Über-
windung der traditionellen Rollen-
bilder sowie die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf identifiziert der
Bericht als die herausragenden
gleichstellungspolitischen Ziele.
Die Bundesregierung plant nun
eine Neuauflage der CEDAW-Bro-
schüre noch in diesem Jahr.

Regionalkonferenz OST

� Das brandenburgische Ministe-
rium für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit und Familie ist am 25. und 26.
Oktober Gastgeber für die Re-
gionalkonferenz OST im Rahmen
des Europäischen Jahrs der Chan-
cengleichheit. Die Konferenz kon-
zentriert sich auf die Themen Bil-
dung, Ausbildung und Zugang zu
Arbeit unter besonderer Berück-
sichtigung der Situation in den öst-
lichen Bundesländern. Dabei wer-
den die spezifischen Gegeben-
heiten und ihre Auswirkungen auf
Chancengleichheit und den Ab-
bau von Diskriminierung verdeut-
licht. Auskünfte unter 0331/866-
59 02, E-Mail: regionalkonferenz
@masgf.brandenburg.de
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und Minister bei der Bundesre-
gierung eine Studie über die be-
rufliche Situation von Frauen nach
der Rückkehr aus Mutterschutz
oder Elternzeit durchsetzen. Es
gebe unübersehbare Anzeichen
dafür, dass  Berufsrückkehrerin-
nen häufig mit Problemen zu kämp-
fen hätten, hieß es zur Begrün-
dung. Belastbare Daten hierzu
existierten bisher allerdings nicht.
Erkenntnisse dazu seien aber
überaus wichtig, wenn das Ziel
einer besseren Vereinbarkeit von
Beruf und Familie erreicht werden
soll, stellten die Ministerinnen und
Minister fest.
Die Konferenz vertrat ferner die
Auffassung, dass eine gesicherte
Datenlage für eine zielorientierte
Gleichstellungspolitik erforderlich
ist. Deshalb wurde beschlossen,
ländereinheitliche Genderindika-
toren zu entwickeln, an denen sich

künftig Trends und Entwicklungen
ablesen lassen. Mehr Anstren-
gungen forderte die Ministerrunde
zudem beim Schutz von Migran-
tinnen vor häuslicher Gewalt und
dem Schutz von Mädchen vor
Genitalverstümmelung. Noch sei
in Deutschland viel zu wenig be-
kannt, in welchem Ausmaß Mäd-
chen und Frauen davon betroffen
sind. Ärzten müssten in ihrer me-
dizinischen Aus- und Fortbildung
viel mehr Kenntnisse über genitale
Verstümmelungen, die Strafbarkeit
solcher Handlungen in Deutsch-
land sowie die rechtlichen Mög-
lichkeiten zum Schutz der betroffe-
nen Mädchen vermittelt werden.
Die Konferenz forderte daher eine
Untersuchung des Ausmaßes der
rituellen Beschneidung von Mäd-
chen in Deutschland und eine
stärkere Berücksichtigung der
Problematik in der Aus- und
Fortbildung.

Mehr Geschlechtergerechtigkeit
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� Nachdem der Warenaustausch
in der Europäischen Union (EU)
reibungslos funktioniert, soll nun
der Austausch von Arbeitskräften
verbessert werden. Dazu ist es
notwendig, die Berufe in den ver-
schiedenen Mitgliedsstaaten un-
tereinander vergleichbar zu ma-
chen. Die Angleichung der einzel-
nen Berufsbilder und Ausbildun-
gen soll bis zum Jahr 2010 durch
den Europäischen Qualifikations-
rahmen (EQR) erreicht sein. In
Deutschland bewerkstelligt dies
das Bundesinstitut für Berufsbil-
dung (BiBB), dessen Aufgabe un-
ter anderem die Leitung von Pro-
jekten ist, bei denen im Konsens-
prinzip zwischen Arbeitgebern und
Arbeitnehmern neue Ausbildungs-
berufsbilder oder Fortbildungs-
ordnungen entstehen.
Vereinheitlichte Bildungsvor-
aussetzungen erleichtern es den
Arbeitgebern, Arbeitnehmer aus
verschiedenen Ländern einzuset-
zen und auszutauschen. Arbeits-
suchenden bieten vergleichbare
Berufsbilder größere Bewerbungs-
chancen auch in anderen EU-Län-
dern. Bei der Umsetzung der EQR-
Vorgaben gehen die Mitgliedsstaa-
ten jedoch sehr unterschiedlich
vor. Nachdem die deutsche Stel-
lungnahme zum EQR unter Beteili-
gung der Gewerkschaften, der Ar-
beitgeber und der Bundesländer
erarbeitet worden ist, steht jetzt
der Deutsche Qualifikationsrah-
men (DQR) im Mittelpunkt. Dazu
arbeitet seit gut einem Jahr eine
Arbeitsgruppe des BiBB-Haupt-
ausschusses, die ebenfalls paritä-
tisch mit Vertretern der einzelnen
Bänke (ArbeitnehmerInnen, Ar-
beitgeber, Staat) besetzt ist. Dabei
ist die grundsätzliche Beschrei-
bung von Kompetenzen die Basis.
Noch gehen die Meinungen aber
auseinander, in wie vielen Stufen
die Kompatibilität mit dem EQR
herzustellen ist.  Die Länderseite
befürwortet acht, die Arbeitgeber-
seite sieben, die Gewerkschaften

fünf. Das Gewerkschaftsmodell
sieht eine Stufung auf Basis von
erworbenen Kompetenzen und
nicht von Abschlüssen vor. „Für
uns befinden sich akademisch er-
worbene Abschlüsse zum Beispiel
nicht automatisch auf einem
höheren Level als berufsbeglei-
tend erworbene Kompetenzen“,
betonen die Verdi-Frauen.

Kritik an EU-Plänen

Die bloße Übernahme der acht Le-
vel des EQR sei mit vielen Fragen
und auch Schwierigkeiten verbun-
den. „In diese acht Level sollen
alle erworbenen Fähigkeiten und
Fertigkeiten, Bildungsabschlüsse
etc. einsortiert und verglichen wer-
den“, erläutern sie. Die Meinun-
gen darüber, was Fähigkeiten und
Fertigkeiten sind, gehen in der
Arbeitsgruppe weit auseinander.
Besonders umstritten sei der Be-
griff „Kompetenz“. Hier manifes-
tierten sich zwei verschiedene Bil-
dungsmodelle: Die EU stelle vor-
rangig auf Outcome-Orientierung
ab, wobei dieses Modell nicht da-
nach fragt, wie eine Person zu den
notwendigen Kompetenzen ge-
kommen ist.  Die Outcome-Orien-
tierung befasst sich nicht damit, ob
eine Berufsausbildung von priva-
ten oder staatlichen Trägern ange-
boten wird, überprüft weder Lehr-
inhalte noch Lehrmethoden und
fragt nicht nach den Kosten für die
Ausbildung. Interessant ist ledig-
lich, ob eine Ausbildung oder ein
Teil davon (Modul) für die am
Markt agierenden Arbeitgeber von
Nutzen ist.
Danach bliebe es den Arbeitneh-
mern überlassen, sich Bildungs-
module einzukaufen und eine
nachgefragte Ausbildung zusam-
men zu stellen. Doch insbeson-
dere Jugendliche, die eine Erst-
ausbildung erhalten sollen, sind
mit dem selbst zusammenstellba-
ren Modulsystem überfordert,
meint Verdi. Ausbildungsziele, wie
Arbeits- oder Sozialrecht und Um-

welt- und Gefahrenschutz oder
auch soziale Kompetenzen würden
vermutlich kaum mehr vermittelt,
sind sich die Verdi-Frauen sicher.
Insgesamt „droht die langfristige
Verwertbarkeit der Ausbildung –
lernen, wie man lernt – einer kurz-
fristigen, preiswerteren Ausbil-
dung geopfert zu werden“, heißt
es. Damit werde nicht nur die Qua-
lität der Arbeit gefährdet, sondern
auch das langfristige Lohnniveau
der Beschäftigten.
Indiz für eine solche Tendenz sei
„der dringliche Wunsch der Wirt-
schaft, verstärkt zweijährige Beru-
fe anzubieten, die aus unserer
Sicht den Namen Beruf gar nicht
verdienen“. Dabei würden insbe-
sondere Berufe im Dienstleis-
tungssektor im Blick der Arbeitge-
berverbände stehen. So gebe es
zum Beispiel Vorschläge für eine
zweijährige Ausbildung unterhalb
der Zahnmedizinischen Fachan-
gestellten und für eine Service-
fachkraft für Bürowirtschaft. Frau-
en wären von diesen „amputierten
Ausbildungsgängen“ in besonde-
rer Weise betroffen: „Typische
Frauenberufe mit niedrigem Lohn-
niveau sollen noch mal beschnit-
ten werden. Eine fatale Entwick-
lung, wenn man die Erfahrungen
in der akademischen Ausbildung
berücksichtigt: Je mehr Stufen eine
Ausbildung beinhaltet, desto weni-
ger Frauen finden sich in den letz-
ten Stufen.“
Eine breite Beteiligung der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer
bei der Diskussion um diesen The-
menkomplex finde kaum statt.
„Nach dem momentanen Pla-
nungsstand, sollen der Europäi-
sche Qualifikationsrahmen und
dann auch die Nationalen Qua-
lifikationsrahmen 2010 wirksam
werden. Nach europäischen Maß-
stäben ist das ein kurzer Zeitraum.
Angesichts der breiten Betroffen-
heit wäre eine größere Beteiligung
der Arbeitnehmerschaft wünschens-
wert“, so die Verdi-Frauen.

Seite 14 Thema 09/07

Neue Standards für die Qualifikation im  Beruf
EU will Ausbildungen vereinheitlichen – Verdi-Frauen üben Kritik

Wir Berlinerinnen



� In Berlin erkranken Frauen
häufiger an Krebs als im Vergleich
zum gesamten Erfassungsgebiet
des Krebsregisters für Berlin und
die neuen Bundesländer. „Vor al-
lem Lungenkrebserkrankungen
nehmen zu. Dies ist ein alarmie-
render Trend, der dadurch fortge-
setzt wird, dass Mädchen immer
früher mit dem Rauchen begin-
nen“, erklärte Berlins Gesund-
heitssenatorin Katrin Lompscher
(Die Linke) bei der Präsentation
des ersten Krebsatlasses Anfang
Juli in Berlin. Danach ist Brust-
krebs noch immer die häufigste
Krebserkrankung bei Frauen. In
Berlin ist seit April das Brustkrebs-
Screening zur Früherkennung
flächendeckend eingeführt. „Ich
möchte auch von dieser Stelle die
Berlinerinnen auffordern, dieses
derzeit wirksamste Instrument der
Früherkennung zu nutzen. Je frü-
her ein Krebsherd erkannt wird,
desto besser die Chancen auf Hei-

lung“, so Lompscher. Der Krebsat-
las zeigt deutliche lokale Unter-
schiede bei den Krebsneuerkran-
kungsraten, die auch mit dem
Sozialstatus zusammenhängen.
Besonders belastet sind demnach
die Innenstadt und die citynahen
Bereiche. „Das zeigt, wie richtig
und wichtig es ist, dass wir inner-
halb des inneren S-Bahnrings ab
Januar die Umweltzone einführen.
Wir brauchen gerade in diesem
Bereich eine deutliche Verringe-
rung von gesundheitsgefährden-
den Schadstoffkonzentrationen“,
betonte die Senatorin. Die Aus-
wertung der jetzt vorliegenden
Daten sei wichtig für die Planung
und Durchführung von Präven-
tionsstrategien. Prävention müsse
vor allem dort stattfinden, wo so-
zial Benachteiligte leben. Dies gel-
te für Angebote des Öffentlichen
Gesundheitsdienstes ebenso wie
für entsprechende Angebote von
Krankenkassen und Freien Trä-

gern, so Lompscher. Der Öffentli-
che Gesundheitsdienst in den
Innenstadtbezirken müsse dieses
Thema zum Beispiel im Rahmen
bezirklicher Gesundheitskonfe-
renzen aufgreifen und alle Akteure
zusammenführen, um mit ihnen
gemeinsam konkrete, zielgrup-
penorientierte Maßnahmen ent-
wickeln. „Bereits bestehende gute
Ansätze gilt es zu ergänzen und
nachhaltig zu verankern“, sagte
Lopmscher.
Die Senatorin appellierte in diesem
Zusammenhang an die Berliner
Ärztinnen und Ärzte, die seit 2004
in Berlin geltende Krebsmelde-
pflicht ernst zu nehmen, um das
Meldeaufkommen weiter zu ver-
bessern. Je gesicherter die Daten,
desto wirkungsvoller könnten die
Prävention und Bekämpfung der
Krebserkrankungen sein.

Internet-Info:
www.krebsregister-berlin.de

Erster Krebsatlas für Berlin

Woche des bürgerschaftlichen Engagements 2007

� Bundesfamilienministerin Ursu-
la von der Leyen hat am 14. Sep-
tember in Berlin, im Tipi-Zelt am
Kanzleramt, den Startschuss für
die Woche des bürgerschaftlichen
Engagements 2007 geben. „Wir
brauchen das bürgerschaftliche
Engagement heute mehr denn je“,
betont sie. „In früheren Jahren
stellte die Familie das entschei-
dende soziale Netzwerk dar, aus
dem heraus Hilfe in Notlagen
gegeben werden konnte. Hier ha-
ben sich die Strukturen stark ver-
ändert. Die klassische Großfami-
lie gibt es kaum noch. Also müssen
wir erkennen, wo wir die Chance
haben, neue Strukturen und Netz-
werke des sozialen Engagements,
des Ehrenamtes zu nutzen.“ Auch
in diesem Jahr übernimmt Bun-
despräsident Horst Köhler die
Schirmherrschaft der bundeswei-
ten Woche, die das Bundesnetz-
werk Bürgerschaftliches Engage-
ment (BBE) bereits zum dritten Mal

organisiert. Unter dem Motto
„Engagement macht stark!“ zei-
gen Verbände, Organisationen,
Vereine und Initiativen vom 14. bis
zum 23. September, wie sie sich
aktiv für das Gemeinwohl einset-
zen. Die diesjährigen themati-
schen Leitlinien der Aktionswoche
sind „Integration und Teilhabe“.
Ziel der Aktionswoche ist es, das
freiwillige Engagement zu würdi-
gen und für die aktive Mitgestal-
tung des gesellschaftlichen Mit-
einanders zu werben. „Das Enga-
gement hat viele Gesichter“, meint
Bundespräsident Köhler. „Es leis-
tet einen Beitrag zur Förderung
der Solidarität und des Gemein-
sinns.“ Ob im Fußballclub, der
Kita, dem Tierheim oder im Ju-
gendclub: Nach den Ergebnissen
des zweiten Freiwilligensurveys
engagieren sich in Deutschland
mehr als 23 Millionen Menschen
ehrenamtlich. Das sind 36 Prozent
der Bevölkerung ab 14 Jahren. Alle

freiwillig und ehrenamtlich Enga-
gierten sind eingeladen, an der
Woche aktiv teilzunehmen. Sie
verspricht 2007 noch erfolgreicher
zu werden als die des Vorjahres.
Immer mehr Initiativen, Organisa-
tionen oder örtliche Projekte nut-
zen den medialen Rahmen der
Aktionswoche für die Präsentation
ihrer Arbeit. Im Jahr 2006 hatten
sich bis Mitte Juli rund 320 Veran-
stalter für die Printversion des
Veranstaltungskalenders einge-
tragen. 2007 sind es fast 500 Ak-
teure. In Berlin stellen sich zum
Beispiel Verbände, Vereine, Selbst-
hilfegruppen und Initiativen am
Auftakttag ab 13 Uhr auf dem Karl-
August-Platz in Charlottenburg
vor. Dabei werden Bürgerinnen
und Bürger für ihr herausragendes
Engagement mit bezirklichen Eh-
renamtspreisen in Höhe von je
4000 Euro geehrt.
Internet-Info: www.engagement-
macht-stark.de
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� Die Berliner Anwältin Seyran
Ates und die Berliner Schauspiele-
rin Ulrike Folkerts gehören zu den
zwanzig Frauen, die Bundespräsi-
dent Horst Köhler am 21. Juni mit
dem Verdienstorden der Bundes-
republik Deutschland ausgezeich-
net hat. Wie schon 1999 hat damit
ein Bundespräsident ausschließ-
lich Frauen mit dem Verdienstor-
den geehrt. Köhler wolle damit
„das Bewusstsein für die vielfäl-
tigen, beeindruckenden Leis-
tungen stärken, die Frauen in
unserem Land erbringen“, teilte
das Bundespräsidialamt mit. Die
Verleihung des Verdienstordens
sei für ihn eine Möglichkeit, dies
öffentlich anzuerkennen und in
herausgehobener Form seinen
Dank dafür zum Ausdruck zu brin-
gen. Der Bundespräsident wolle
zudem bewirken, dass mehr
Frauen für diese Auszeichnung
vorgeschlagen werden.
Nicht nur bei der alltäglichen Arbeit
gebe es Unterschiede zwischen
Frauen und Männern, sondern
auch bei der freiwilligen Arbeit, be-

tonte der Bundespräsident in sei-
ner Ansprache. „Das Engagement
der Frauen ist tendenziell eher fa-
milienbezogen und sozial be-
stimmt, während sich Männer stär-
ker in berufsnahen Bereichen en-
gagieren und in solchen, die tradi-
tionell mit mehr Prestige verbun-
den sind“, stellte er fest. Ihm liege
„sehr viel daran, auf Maßstäbe in
unserer Gesellschaft aufmerksam
zu machen, die vielleicht erklären
können, warum noch immer weit
weniger Frauen als Männer für
eine Auszeichnung mit dem Ver-
dienstorden vorgeschlagen wer-
den“, meinte er. Zwar sei der Anteil
der Ordensträgerinnen seit 1990
von 16 auf 25 Prozent gestiegen.
Doch gemessen am Anteil der
Frauen an der Bevölkerung und
ihrem vielfältigen Engagement sei
das immer noch viel zu wenig.
Köhler: „Deswegen nehme ich seit
Oktober letzten Jahres Vor-
schlagslisten nur noch an, wenn
von zehn Kandidaten mindestens
drei Frauen sind.“ Für den Bun-
despräsidenten steht fest: „Eine

moderne, zukunftsfähige und zu-
gleich solidarische Gesellschaft
braucht die Kreativität, die Fan-
tasie und die Kompetenz der Frau-
en an verantwortlicher Stelle – in
Wirtschaft und Politik genauso wie
im Bereich der freiwilligen und
gemeinnützigen Arbeit. Dazu
braucht es auch Männer, die
Haus- und Familienarbeit nicht
scheuen und dafür gegebe-
nenfalls auch im Beruf zurück-
stecken. Es braucht gesellschaft-
liche Rahmenbedingungen, die es
Frauen wie Männern möglich ma-
chen, berufliches, privates und
öffentliches Engagement zu ver-
binden. Und schließlich braucht es
Vorbilder.“
Solche Vorbilder ehrte Bundes-
präsidentin Köhler im Schloss
Bellevue. Zu den Geehrten gehö-
ren prominente Frauen wie Bettina
Böttinger und Elisabeth Zöller,
aber auch der Öffentlichkeit Unbe-
kannte, wie etwa zwei Ordens-
schwestern, die sich seit Jahren
in der Hospizarbeit engagieren.

Verdienstorden für Berlinerinnen

Konzept gegen Mobbing

� Der Senat hat Ende August
einen Zwischenbericht an das
Abgeordnetenhaus zum Thema
„Partnerschaftlichen Umgang för-
dern – Mobbing in der Verwaltung
bekämpfen“ beschlossen. Darin
wird über Aktivitäten und geplante
Initiativen zum Konfliktmanage-
ment in der Berliner Verwaltung
berichtet. Dabei geht der Senat
davon aus, dass Mobbing nur eine
besondere Erscheinungsform von
Konflikten darstellt. Wesentlich ist
eine Gesamtbetrachtung aller
Umstände und Möglichkeiten, die
zu Konflikten führen und die zu
ihrer Bewältigung genutzt werden
können. Die Senatsinnenverwal-
tung will nun gemeinsam mit Füh-
rungskräften, Beschäftigten und
Personalvertretungen ein Rah-
menkonzept zum Konfliktmana-
gement erarbeiten.

� Am 8. Juni 2007 verliehen die
Senatorin für Integration, Arbeit
und Soziales Dr. Heidi Knake-Wer-
ner und die Berliner Beauftragte
für das Bürgerschaftliche Enga-
gement Monika Helbig im Wap-
pensaal des Roten Rathauses die
Berliner Ehrennadel an neun be-
sonders aktive ehrenamtlich tä-
tige Berlinerinnen und Berliner für
ihr besonderes soziales Engage-
ment.
Die Senatorin bedankte sich herz-
lich für das herausragende Enga-
gement der Geehrten und würdig-
te deren freiwillige Arbeit für das
Gemeinwohl: „Ohne den Einsatz
der vielen engagierten Bürgerin-
nen und Bürger würde auch in un-
serer Stadt viel an sozialer Wärme
fehlen. Was in unserer Gesell-
schaft durch Selbsthilfe und das
soziale Ehrenamt vollbracht wird,

könnte kein Staat – selbst beim
besten Willen und vollen Kassen
– ersetzen“, so Knake-Werner. „In
Berlin haben wir die Rahmen-
bedingungen für bürgerschaft-
liches Engagement verbessert
und damit für das Funktionieren
von Institutionen und Einrich-
tungen zur Förderung von Ehren-
amtlichkeit und bürgerschaft-
lichem Engagement sorgen kön-
nen“, betonte sie und ergänzte:
„Ich möchte alle ermuntern, sich
weiterhin aktiv zu engagieren und
sich an den sechs Frauen und
drei Männern, die wir heute aus-
zeichnen, ein Beispiel zu nehmen.
Sie haben in langjähriger ehren-
amtlicher Arbeit vieles geleistet,
was wir heute besonders wür-
digen.“

Berliner Ehrennadel vergeben
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� Der Senat hat bei seiner Sit-
zung am 7. August  Handlungsauf-
träge zur Überführung von Gen-
der Mainstreaming (GM) in ein
Regelverfahren beschlossen. Da-
mit wird das Prinzip nach einer
mehrstufigen Erprobungsphase
auch in den Bezirken nun Stan-
dard in der Berliner Verwaltung.
Basis für den aktuellen Beschluss
ist der „Vierte Bericht über die Um-
setzung von Gender Mainstrea-
ming (einschließlich Gender Bud-
geting) in der Berliner Verwal-
tung“, den der Senator für Wirt-
schaft, Technologie und Frauen,
Harald Wolf, vorgelegt hat. Jetzt
wird sich der Rat der Bürgermeis-
ter mit dem Thema befassen, der
diesen zur Kenntnisnahme erhält.
Bereits im Koalitionsvertrag ist
vorgesehen, dass GM als Quer-
schnittsaufgabe in allen Verwal-
tungsbereichen regelmäßig um-
gesetzt werden soll.
Im einzelnen hat der Senat be-
schlossen:
• Die Landeskommission Gender
Mainstreaming soll die Weiterent-
wicklung von GM in der Berliner
Verwaltung unter ergebnis- und
zielrelevanten Gesichtspunkten
voranbringen sowie die Überfüh-
rung von GM in ein Regelverfah-
ren bis 2011 sicherstellen.
• Die GM-Geschäftsstelle soll die
Implementierung von GM weiter-
hin landesweit koordinieren und
evaluieren. Außerdem soll sie in
Kooperation mit allen Senatsver-
waltungen bis Ende 2007 einen
Gender-Aktionsplan für die nächs-
ten Jahre erstellen, dessen ver-
bindliche Realisierung sie in der
aktuellen Legislaturperiode eben-
falls koordiniert.
• Alle Senatsverwaltungen sollen
die in ihrer Zuständigkeit liegen-
den zentralen Vorhaben des Re-
gierungsprogramms und der Ver-
waltungsmodernisierung unter
genderpolitischen Gesichtspunk-
ten umsetzen und somit sicher-
stellen, dass GM integrierter Teil
der regulären Verwaltungspraxis
wird. Diese Vorhaben sollen sie

GM – Standard in der Verwaltung

mit gleichstellungspolitischen Zie-
len sowie Indikatoren verbinden,
damit Veränderungen im Ge-
schlechterverhältnis geprüft wer-
den können.

Zum Hintergrund
Die Verpflichtung, Gender Main-
streaming und Gender Budgeting
in der Berliner Verwaltung umzu-
setzen, geht zurück auf Beschlüs-
se, die seit 2002 vom Berliner
Senat und Abgeordnetenhaus
sowie auf Bezirksebene ergän-
zend vom Rat der Bürgermeister
gefasst wurden. „Sie sind in den
vorangegangenen Jahren konti-
nuierlich weiterentwickelt worden
und lassen klar erkennen, dass
die Berliner Genderpolitik als kom-
plementäre Strategie neben der
Frauenförderpolitik etabliert wer-
den soll“, heißt es dazu aus der
Senatsfrauenverwaltung. Ziel sei
es, mehr Chancengleichheit und
Geschlechtergerechtigkeit für
Frauen und Männer durch eine
geschlechtersensible Verwaltung
herzustellen.
Die GM-Umsetzung befindet sich
nach der einjährigen Pilotphase
(2003/04) und der sich an-
schließenden zweijährige Haupt-
phase (2004/2006) seit diesem
Jahr in der dritten Phase: Die
Genderperspektive wird nun als
integrierter Teil mit der Facharbeit
in allen Verwaltungsbereichen ver-
knüpft. „Das eingeführte Instru-
ment Gender Budgeting trägt
durch eine veränderte Haushalts-
und Finanzpolitik zur Geschlech-
tergerechtigkeit bei“, meint die
Senatsfrauenverwaltung. „Die Ge-
schlechterdimension wird zuneh-
mend in der Berliner Verwaltung
thematisiert.“ Die Grundlage dafür
bildeten die gut funktionierenden
Arbeitsstrukturen wie GM-Ge-
schäftsstelle, Landeskommission,
Arbeitsgruppe Gender Budget,
Genderbeauftragte und externe
Beratung. Parallel dazu werden
umfangreiche Fortbildungen für
die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter der Verwaltung angeboten.

Wanderausstellung

� „Deutscher Bundestag – Unse-
re Abgeordneten“ ist der Titel
einer Wanderausstellung, die vom
8. bis 13. Oktober im Foyer des
Schloss-Straßen-Centers (SSC)
am Steglitzer Walter-Schreiber-
Platz zu sehen ist. Die Ausstellung
informiert über das Verfassungs-
organ Bundestag und stellt seine
parlamentarischen Aufgaben und
Arbeitsprozesse dar. Zur Eröff-
nung sowie am Samstag, dem 13.
Oktober, finden Aktionen mit Über-
raschungsgästen sowie Ge-
sprächsrunden zum Verbraucher-
schutz unter anderem mit der Ber-
liner SPD-Bundestagsabgeord-
neten Mechthild Rawert statt.

Kunstauktion 2007

� Die diesjährige Kunstauktion
zugunsten von Projekten für Mi-
granten und Flüchtlingen der
Evangelischen Kirche findet am
Sonntag, dem 14. Oktober, in der
Kirche zum Heiligen Kreuz, Zosse-
ner Straße 65 in Berlin-Kreuzberg,
statt. Die Auktion, die unter ande-
rem von der LFR-Vorstandsfrau
Barbara Faccani organisiert wird,
beginnt um 14 Uhr, Einlass ist um
13 Uhr. Die Werke können am
Vortag, dem 13. Oktober, in der
Zeit von 12 bis 19 Uhr vorbesich-
tigt werden.
Mehr Informationen sind vorab
unter www.ekbo.de/auktion zu
finden.

Familien-Kongress

� Die Lebenswelten von Familien
befinden sich in einem Prozess der
Ausdifferenzierung und des Um-
bruchs: Mit ihrem Familienpoliti-
schen Kongress vom 26. bis 27.
Oktober in Berlin will die Bundes-
tagsfraktion von Bündnis 90/Die
Grünen relevante Bereiche der
Familienpolitik bearbeiten, eigene
Positionen vorstellen sowie Pers-
pektiven und Strategien kritisch
debattieren.
Programm und Anmeldung unter
www.gruene-bundestag.de

Wir Berlinerinnen



� Das Berliner Abgeordneten-
haus hat jetzt die Ausschreibung
für die Verleihung der Louise-
Schroeder-Medaille am 2. April
2008 veröffentlicht. Die Aus-
zeichnung wird durch den Präsi-
denten des Abgeordnetenhauses
am Geburtstag Louise Schroe-
ders vorgenommen. Die Entschei-
dung, welche Persönlichkeit damit
geehrt wird, trifft das Kuratorium
„Louise-Schroeder-Medaille“.
Die Berlinerinnen und Berliner
sind nun aufgerufen, bis zum 31.
Oktober 2007 Vorschläge für ge-
eignete Persönlichkeiten oder Ins-
titutionen für die Louise-Schroe-
der-Medaille 2008 einzureichen.
Dem Vorschlag ist eine aussage-
kräftige Begründung sowie eine
Biographie der vorgeschlagenen
Person oder eine Beschreibung
der vorgeschlagenen Institution
beizufügen.
Louise Schroeder war seit 1919
Parlamentarierin und von Mai
1947 bis Dezember 1948 Ober-
bürgermeisterin von Berlin. In die-
sen Ämtern hat sie sich bleibende
Verdienste um die Stadt erworben.
Durch ihre couragierte Amtsfüh-
rung trug sie erfolgreich zur Lin-
derung der großen Not im Nach-
kriegs-Berlin bei.  Zeitlebens
zeichnete sie sich durch uner-
müdliches soziales Engagement
und durch das Eintreten für die
Gleichstellung von Männern und

Studie wird vorgestellt

� „Vom Rand zur Mitte“ ist die
Studie der Friedrich-Ebert-Stif-
tung überschrieben, die für Aufse-
hen sorgte, da sie erhebt, in wel-
chem Ausmaß fremdenfeindliche,
rassistische und menschenver-
achtende Einstellungen bereits
Teil unseres Alltags sind. Bezirks-
stadträtin Angelika Schöttler und
die SPD-Bundestagsabgeordnete
Mechthild Rawert stellen die Studie
am 27. September in der Zeit von
17 bis 19.30 Uhr im Rathaus Tem-
pelhof, Raum 160 (ehemaliger
BVV-Saal) vor.
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Ausschreibung für Louise-Schroeder-Medaille

Frauen aus. Ihr politisches Han-
deln war von überparteilicher Zu-
sammenarbeit bestimmt. Ihr zu
Ehren wird die Louise-Schroeder-
Medaille seit 1998 an eine Persön-
lichkeit oder Institution verliehen,
die dem politischen und persön-
lichen Vermächtnis Louise Schroe-
ders in hervorragender Weise
Rechnung trägt und sich in be-
sonderer Weise Verdienste um
Demokratie, Frieden, soziale Ge-
rechtigkeit und die Gleichstellung
von Frauen und Männern erwor-
ben hat.
Das Kuratorium setzt sich aus Par-
lamentariern und Nicht-Parlamen-
tariern zusammen, die von den
Fraktionen des Abgeordneten-
hauses benannt worden sind. Die
Mehrheit der Mitglieder des Kura-
toriums gehört nicht dem Parla-
ment an. Vorsitzende des Kurato-
riums ist Ingrid Stahmer, Bürger-
meisterin und Senatorin a.D.

Nähere Informationen finden
Sie auf der Homepage des Ab-
geordnetenhauses www.
parlament-berlin.de in der
Rubrik „Wissenswertes/
Louise-Schroeder-Medaille“.
Die Vorschläge sind zu richten
an: Abgeordnetenhaus von
Berlin, Kuratorium „Louise-
Schroeder-Medaille“, Nieder-
kirchnerstraße 5 in 10117
Berlin.

Neues Programm

� Das neue Programm 2007-
2008 von „Raupe und Schmetter-
ling“ ist Ende August erschienen.
Darin enthalten: Vorträge, Work-
shops und Kurse zu den Themen
Arbeit, Finanzielle Absicherung,
Selbstständigkeit, Kommunikation
und Gesundheit. Das Bildungs-
und Beratungszentrum Raupe und
Schmetterling – Frauen in der
Lebensmitte e. V. ist in der Pariser
Straße 3 in Wilmersdorf zu finden
und telefonisch unter 030/88 92
26-0, per E-mail an  mail@raupe-
undschmetterling.de  zu erreichen.

Journalistinnenpreis

� Zum zweiten Mal vergeben
die Finanz-Fachfrauen in die-
sem Jahr ihren Medienpreis
„When I’m sixtyfive“. Mit dem
Preis werden Journalistinnen
ausgezeichnet, die sich her-
ausragend mit dem Thema
„Frauen und Altervorsorge“ be-
schäftigen. Die Auszeichnung
wird in den Kategorien „Print“
und „online“ vergeben und ist mit
insgesamt 10.500 Euro dotiert.
Bewerbungsschluss ist der 31.
Dezember 2007.
Mehr Infos unter www.
finanzfachfrauen.de

Elterngeld-Broschüre

� Die von der dbb bundes-
frauenvertretung über die wich-
tigsten Vorschriften rund um El-
terngeld und Elternzeit zusam-
mengestellte Broschüre liegt
wegen der großen Nachfrage
seit kurzem bereits in der 16.
Auflage vor. Mitglieder können
sie kostenfrei in der Geschäfts-
stelle der dbb bundesfrauen-
vertretung bestellen. Die Bro-
schüre ist aber auch unter www.
frauen.dbb.de als PDF-Doku-
ment herunter zu laden.

Gesundheitsportal

� Frauenspezifische Gesund-
heitsprobleme und Lebenslagen
erfordern eine frauenspezifische
Gesundheitsförderung. Besteh-
ende Defizite in diesem Bereich
greift jetzt die Website www.
frauengesundheitsportal.de der
Bundeszentrale für gesundheit-
liche Aufklärung auf. Sie bietet
mit einer themenspezifischen
Online-Datenbank einen syste-
matischen Überblick über zahl-
reiche Informationen und Wis-
senszugänge.

Mehr Tipps finden Sie auf
www.lfr-berlin.de

Tipps + Tipps + Tipps
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� Weibliches Haftpersonal erweist
sich als vorteilhaft: „Unter den Au-
gen der uniformierten Frauen ver-
halten sich die – überwiegend
männlichen – Gefangenen meist
höflicher und ordentlicher. In
spannungsgeladenen Situationen
wirkt die weibliche Präsenz häufig
deeskalierend“, informierte das
brandenburgische Justizministe-
rium Ende Juli. Auch Fälle von
Mobbing gegen die Mitarbeiterin-
nen im Strafvollzug seien bislang
nicht angezeigt worden. Beim
Krankenstand – oft ein Indikator
für Probleme am Arbeitsplatz – ge-
be es keine signifikanten Unter-
schiede zwischen weiblichen und
männlichen Bediensteten. Viel-
mehr werde das Bestehen ge-
mischtgeschlechtlicher Teams all-

gemein als positiv für das Arbeits-
klima in den Justizvollzugsanstal-
ten bewertet.
„Was vor 40 Jahren noch unvor-
stellbar war, ist heute Selbstver-
ständlichkeit“, betont Justizminis-
terin Beate Blechinger (CDU).
Weibliche Mitarbeiter auf den Haft-
stationen seien geradezu sinnbild-
lich für einen lebensnahen Straf-
vollzug. „Wenn es darum geht,
verurteilte Straftäter zur Besin-
nung zu bringen und für die Rück-
kehr in ein bürgerliches Leben zu
gewinnen, ist der Einfluss weibli-
cher Mitarbeiter unverzichtbar.“ Im
allgemeinen Vollzugsdienst sind
durchschnittlich 25 Prozent Frau-
en beschäftigt. Am 18. Juli 2007
waren in den sechs brandenburgi-
schen Haftanstalten insgesamt

2.049 Gefangene, darunter 54
Frauen im geschlossenen und 13
im offenen Vollzug, inhaftiert.
„Problematisch sind lediglich Si-
tuationen, in denen männliche Ge-
fangene körperlich durchsucht
werden, Urinproben abgeben
müssen oder ein unmittelbarer Zu-
griff in akuten Gefahrensituatio-
nen erforderlich ist. Durch ent-
sprechende Personaleinsatzpla-
nung wurde jedoch bisher verhin-
dert, dass Aufgaben allein deshalb
nicht realisiert werden konnten,
weil weibliche Mitarbeiter Dienst
ausübten“, heißt es. So würden
Frauen zur Gefangenenbewa-
chung bei Krankenhausaufent-
halten und beim Ausführen männ-
licher Gefangener nur ausnahms-
weise eingesetzt.

Positiver Einfluss auf männliche Gefangene

� Hilfe beim Wiedereinstieg nach
der Elternzeit, Teilzeitmodelle, Te-
learbeit – inzwischen bieten zahl-
reiche Unternehmen ihren Be-
schäftigten eine Vielzahl solcher
Möglichkeiten, um Arbeit und Fa-
milie besser vereinbaren zu kön-
nen. Allerdings: Männer und Füh-
rungskräfte nutzen diese Angebo-
te kaum, zeigt eine Studie von Un-
gleich Besser Diversity Consulting
(Köln). Vieles spreche dafür, dass
die Ursachen dafür in der Unter-
nehmenskultur zu suchen sind,
heißt es.
Im Frühjahr 2006 hatte Ungleich
Besser gemeinsam mit dem Per-
sonalmagazin 115 Unternehmen
befragt, wie sich in ihrer betriebli-
chen Praxis die Vereinbarung von
Privat- und Berufsleben gestaltet.
Die jetzt vorliegende Auswertung
zeigt, dass die Diskrepanz  zwi-
schen dem Angebot und seiner
tatsächlichen Nutzung, enorm ist.
So bieten 81 Prozent der befrag-
ten Firmen ihren Führungskräften
eine Teilzeittätigkeit an, während
andererseits 61 Prozent angaben,
dass dies selten genutzt wird.

„Ursache hierfür dürfte sein, dass
in vielen Unternehmen Work-Life-
Konzepte stereotyp auf Frauen
und Mütter zugeschnitten sind“, so
Ungleich Besser. „Unternehmen
sollten ein Format entwickeln, das
rückkehrende Väter gleichermas-
sen effektiv reintegriert und Vä-
tern die Möglichkeit gibt, einer akti-
ven Vaterschaft nachzugehen“,
betont Michael Stuber, Geschäfts-
führer der Consultingfirma und
Autor der Studie.
Bislang jedoch herrschen tradier-
te Rollenbilder vor: Die geringste
Zustimmung fand die Aussage
„Männliche Beschäftigte sind Vor-
bilder für eine aktive, engagierte
Vaterschaft“ und nur 35 Prozent
der befragten Unternehmen stimm-
ten der Aussage zu, dass Teilzeit-
kräfte als Leistungsträger wahr-
genommen werden. Nur knapp ein
Drittel der Betriebe war mit der
Aussage „die Möglichkeit einer
Schwangerschaft schränkt die
Karrierechancen von Frauen nicht
ein“ einverstanden. Dabei sei den
Firmen durchaus bewusst, dass
tradiertes Rollenverständnis und

Werte im Wandel begriffen sind.
Für 40 Prozent der Befragten sind
„Veränderte Rollen/Lebensent-
würfe, Wertewandel“ sogar das
entscheidende Motiv, Maßnahmen
im Bereich Work-Life-Balance und
Vereinbarkeit von Elternschaft und
Beruf anzubieten. Doch vor allem
Führungskräfte tun sich oft schwer,
glauben sie doch, Teilzeitmodelle
seien „nichts für die Führungs-
etage, weil man dort immer ver-
fügbar sein muss“. Doch ohne dass
die Führungsebene die Work-Life-
Balance vorgelebt, „entfaltet sich
kein geeignetes Klima für eine Un-
ternehmenskultur, die auf einen
Ausgleich zwischen Arbeit und Fa-
milie ausgerichtet ist“, so das Fa-
zit. Gezielte Arbeit an der Unter-
nehmenskultur, wie zum Beispiel
Kampagnen für aktive Vaterschaft,
könnten aber durchaus Wirkung
zeigen: Die Aussage, dass „männ-
liche Beschäftigte Vorbilder für
eine engagierte Vaterschaft“ sind,
korrelierte mit der Durchführung
solcher Kampagnen.

Viele Angebote – geringe Nutzung
Führungskräfte kein Vorbild für Work-Life-Balance

Wir Berlinerinnen
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� Die Zahl der Arbeitgeber, die
das audit berufundfamilie als stra-
tegisches Managementinstrument
zur Vereinbarkeit von Beruf und
Familie nutzen, ist in diesem Jahr
auf über 500 gestiegen, teilte de
Bundesregierung mit. So haben im
Juni bundesweit 191 Unternehmen
und Institutionen, darunter 25 Hoch-
schulen, die Zertifikate zum audit
berufundfamilie und zum audit fa-
miliengerechte hochschule erhal-
ten. „Immer mehr Unternehmen er-
kennen, dass eine familienbe-
wusste Personalpolitik ein Erfolgs-
faktor für mehr Wachstum und
Wettbewerbsfähigkeit ist“, erklärte
dazu Bundesfamilienministerin Ur-
sula von der Leyen.

Familienfreunliche
Wirtschaft?

„Die zertifizierten Unternehmen
und Institutionen zeigen tagtäg-
lich, wie ein Betrieb familienbe-
wusst und zugleich erfolgreich ge-
führt werden kann. Sie sind klasse
Vorreiter! Ich bin über-zeugt, dass
viele weitere Unternehmen diesen
Weg gehen werden und Familien-
freundlichkeit zu einem Marken-
zeichen der deutschen Wirtschaft
wird“, betonte von der Leyen,
deren Ministerium ebenfalls mit
dem Zertifikat  ausgezeichnet wur-
de. „Die deutsche Wirtschaft und
insbesondere die mittelständi-
schen Unternehmen brauchen
qualifizierte Mitarbeiter und Mit-
arbeiterinnen. Nur mit familien-
gerechten Arbeitsplätzen ist eine
Win-Win-Situation für Beschäf-
tigte und Unternehmen zu errei-
chen“, so die Parlamentarische
Staatssekretärin beim Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Tech-
nologie, Dagmar Wöhrl, die Minis-
ter Glos bei der Zertifikatsverlei-
hung vertrat.
Die familiengerechten Angebote
der Unternehmen, Institutionen
und Hochschulen, die das audit
berufundfamilie durchlaufen ha-

ben, bieten mehr als die Einrich-
tung von Kinderkrippen oder flexi-
ble Arbeitszeiten. Um nachhaltig
eine familienbewusste Personal-
politik zu etablieren, setzen diese
Arbeitgeber auf Angebote zur Stär-
kung der Führungskompetenz und
zur besseren internen und ex-
ternen Kommunikation. Auch das
Thema der Pflege älterer Fami-
lienangehöriger gerät dabei ver-
stärkt in den Focus.

Vom Finanzamt bis zu
Stiftungen und Ministerium

Zu den Zertifikatsempfängern ge-
hören in diesem Jahr sowohl klei-
ne Unternehmen mit fünf Beschäf-
tigten als auch große mit über
26.000 Beschäftigten. Finanzäm-
ter und Stadtverwaltungen wurden
ebenso ausgezeichnet wie Hand-
werkskammern, Krankenkassen,
Ministerien, Hochschulen und Stif-
tungen.
Diese Vielfalt zeige deutlich, dass
es sich immer weniger Arbeitgeber
leisten könnten und wollten, auf
eine familienbewusste Personal-
politik zu verzichten, heißt es aus
dem Bundesfamilienministerium.
Sie sei vielmehr ein zentraler
Erfolgs- und Wettbewerbsfaktor.
Das als kontinuierlicher Prozess
angelegte audit trage mit der ste-
tigen Weiterentwicklung familien-
gerechter Arbeitsbedingungen
schließlich dazu bei, die Fehlzei-
ten zu senken, das Image zu stei-
gern und die Rekrutierung von
Fach- und Führungskräften zu
vereinfachen.

Europäischer Sozialfonds
und Hertiestiftung

Das audit berufundfamilie, das
unter anderem durch den Europäi-
schen Sozialfonds gefördert wird,
steht unter der Schirmherrschaft
von Ursula von der Leyen und  Wirt-
schaftsmminister Michael Glos.
Die Spitzenverbände der deut-
schen Wirtschaft BDA, BDI, DIHK

und ZDH empfehlen das audit. Die
gemeinnützige Hertie-Stiftung hat
das audit berufundfamilie 1998
initiiert und die berufundfamilie
gGmbH gegründet, die seitdem für
alle Aktivitäten der Stiftung ver-
antwortlich zeichnet. Sie entschei-
det über die Vergabe der audit-
Zertifikate und qualifiziert und
lizenziert unabhängige Auditoren.
Zertifikate zum audit berufund-
familie wurden erstmals 1999 ver-
geben. Seit 2002 wird das audit
auch Hochschulen unter dem Titel
„audit familiengerechte hochschu-
le“ angeboten.
Inzwischen haben mehr als 500
Unternehmen, Institutionen und
Hochschulen mit mehr als 800.000
Beschäftigten das audit durch-
laufen. Dabei sind über 150 unter-
schiedliche Maßnahmen zusam-
mengetragen worden.
Einsetzbar in allen Branchen und
Betriebsgrößen, erfasst das audit
den Status quo der bereits ange-
botenen Maßnahmen zur besse-
ren Balance von Beruf und Familie
und entwickelt systematisch das
betriebsindividuelle Potenzial.
Nach erfolgreichem Abschluss
dieses Prozesses erhalten die
Unternehmen und Institutionen
das „Grundzertifikat zum audit
berufundfamilie“.
Die praktische Umsetzung wird
jährlich von der berufundfamilie
gGmbH überprüft. Nach drei Jah-
ren können im Rahmen einer Re-
Auditierung weiterführende Ziele
vereinbart werden.

Mehr Infos zu diesem Thema
sowie Hinweise zur Verein-
barkeit von Familie und Beruf
finden Interessierte unter
www. beruf-und-familie.de im
Internet.

Mehr als Krippenplätze und flexible Arbeitszeiten
BMFSFJ: Immer mehr Unternehmen setzen auf Vereinbarkeit

Wir Berlinerinnen



� Bundesfamilienministerin Ursu-
la von der Leyen hat am 10. Juli
den Startschuss für das neue Na-
tionale Zentrum Frühe Hilfen ge-
geben. Mit Professorin Elisabeth
Pott, Direktorin der Bundeszen-
trale für gesundheitliche Aufklä-
rung (BZgA), und Professor Tho-
mas Rauschenbach, Direktor des
Deutschen Jugendinstituts (DJI),
deren Organisationen gemeinsam
Träger der vom Bund geförderten
Einrichtung sind, stellte sie Ziele
und Strukturen des Nationalen
Zentrums vor. Dieses hat seinen
Sitz in Köln und soll deutschland-
weit mit Expertenwissen lokale und
regionale Netzwerke beraten und
unterstützen, die das Risiko von
Kindesvernachlässigung und Kin-
desmisshandlung minimieren wol-
len, indem sie Angebote des Ge-
sundheitswesens mit denen der
Kinder- und Jugendhilfe eng ver-
zahnen. „Hinter jedem Fall von
Verwahrlosung und Misshandlung
steht die Leidensgeschichte eines
Kindes“, so Ministerin von der Ley-
en. „Wir müssen Hilfen früher und
besser aufeinander abstimmen,
damit der Teufelskreis von Isola-
tion und Gewalt innerhalb einer
Familie nicht erst entsteht. Wenn
die Geburtshelfer, Hebammen,
Kinderärzte oder die Jugendhilfe
die einzigen Anlaufstellen sind, bei

denen gefährdete Kinder kurzfris-
tig wahrgenommen werden, dann
müssen wir diese beiden Systeme
zum Schutz der Kinder verknüpfen
und stark machen“, betonte sie.
Das Nationale Zentrum Frühe Hil-
fen solle „die Systemgrenzen zwi-
schen Gesundheitswesen und Ju-
gendhilfe überwinden“ sowie Fach-
wissen bündeln und dieses in den
Kommunen systematisch verbrei-
ten. Das Nationale Zentrum Frühe
Hilfen soll ein Kristallisationspunkt
im Bundesprogramm „Frühe Hil-
fen für Eltern und Kinder und so-
ziale Frühwarnsysteme“ sein, für
das das Bundesfamilienministe-
rium bis zum Jahr 2010 rund 10
Millionen Euro aufwendet. Im Mit-
telpunkt stehen Familien mit Kin-
dern bis zu drei Jahren, deren Le-
bensalltag durch soziale oder per-
sönliche Probleme schwer belas-
tet ist. Werden Risiken früh er-
kannt, können rechtzeitige Hilfe-
angebote für überforderte Eltern
der Vernachlässigung und Miss-
handlung von Kindern wirksam
vorbeugen, heißt es.

Internet-Infos:
www.fruehehilfen.de

www.schwanger-info.de
www.kindergesundheit-

info.de

Frühe Hilfen bei VernachlässigungHohe Ganztagsquote
in Ostdeutschland

� Jedes siebte Kind unter sechs
Jahren wurde 2006 ganztags be-
treut. Insgesamt 632.000 Kinder
unter sechs Jahren verbrachten
mehr als sieben Stunden pro Tag
in einer Tageseinrichtung oder bei
einer Betreuungsperson. Dies teil-
te das Statistische Bundesamt im
Juni mit. Die Eltern von 137.000
unter dreijährigen Kindern haben
Angebote der Ganztagsbetreuung
als Ergänzung zur eigenen Kinder-
erziehung in Anspruch genom-
men. Die Ganztagsquote, also der
Anteil der Kinder in Tagesbetreu-
ung an allen Kindern dieser Alters-
gruppe, belief sich bundesweit auf
rund 6,5 Prozent. Allerdings zeigen
sich deutliche Unterschiede zwi-
schen Ost- und Westdeutschland:
Während in Ostdeutschland die
Ganztagsquote bei den unter
Dreijährigen bei 25 Prozent liegt,
beträgt sie in Westdeutschland
lediglich 2,6 Prozent.

Wenig Lohn für
treue Frauen

� Nach einer Studie der Universi-
tät Erlangen-Nürnberg ist das nie-
drigere Einkommensniveau von
Frauen im Verhältnis zu Männern
auch darauf zurückzuführen, dass
sie seltener den Arbeitsplatz wech-
seln. Wenn Frauen sich an ihrem
Arbeitsplatz wohlfühlen, wechseln
sie nicht gleich zum Wettbewerber,
nur weil dieser mehr zahlt. Im Ge-
gensatz dazu müssen Männer von
den Unternehmen mit höheren
Löhnen gehalten werden, da sie
schneller zur Konkurrenz abwan-
dern. Das unterschiedliche Ver-
halten erklären die Wissenschaft-
ler mit der traditionellen Ge-
schlechterrolle: Frauen würden
sich häufig als Zweitverdienerin
definieren. Nur selten drängen sie
ihre Familien wegen eines besser
bezahlten Jobs zu einem Umzug.
Für Männer ist es nach wie vor
eher denkbar, die Arbeitsstelle zu
wechseln und bei einem Orts-
wechsel die Familie mitzunehmen.

� Je länger ein Kind die Kita be-
sucht, umso mehr sinkt die Wahr-
scheinlichkeit, dass es später auf
die Hauptschule kommt. Das ist
das Ergebnis einer Studie, die C.
Katharina Spieß und Charlotte
Büchner vom Forschungszentrum
für Erziehung und Arbeitsmarkt
(ROA) der Universität Maastricht
veröffentlicht haben. Erstmals un-
tersuchten sie den Zusammen-
hang zwischen der Dauer des
Kitabesuchs und des späteren
Schulerfolgs eines Kindes. Da-
nach waren rund 50 Prozent der
untersuchten Kinder drei Jahre
lang in der Kita, nur etwas mehr

als vier Prozent fünf oder sechs
Jahre oder aber nur ein Jahr lang.
Fazit der Wissenschaftlerinnen:
Ein zusätzliches Kitajahr erhöht
die Wahrscheinlichkeit eines Gym-
nasiums- oder Realschulbesuchs
um acht Prozent.
Die empirische Analyse verwen-
dete Daten des Sozioökonomi-
schen Panels des Deutschen Insti-
tuts für Wirtschaftsforschung. In
dieser Längsschnittstudie werden
seit 1984 jährlich in 10.000 Haus-
halten thematische Schwerpunkte
wie Erwerbsbiografie, Einkommen,
Zeitverwendung und familiäre
Strukturen abgefragt.

Längerer Kitabesuch, mehr Schulbildung
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� „Fast jede Familie in Deutsch-
land, die in den ersten Monaten
dieses Jahres ein Kind bekommen
hat, beantragt das Elterngeld. Da-
mit wurden unsere Erwartungen
zum Elterngeld voll erfüllt“, zog
Bundesfamilienministerin Ursula
von der Leyen (CDU) ein positives
Fazit zur ersten Halbjahresstatistik
nach Einführung des Elterngeldes
am 1. Januar 2007. Vom ersten
zum zweiten Quartal hat sich die
Zahl der Anträge von 60.000 auf
140.000 mehr als verdoppelt. „Im
ersten Halbjahr wurden insgesamt
200.000 Elterngeldanträge bewil-
ligt, das ist eine hohe Zahl - vor
allem wenn wir wissen, dass das
Elterngeld typischerweise erst ein,
zwei Monate nach der Geburt
beantragt wird. Wir haben in der
Auswertung also die Kinder, die
bis einschließlich April geboren
wurden“, erläuterte die Ministerin.
„Ich freue mich vor allem darüber,
dass das Elterngeld auch für die
Väter attraktiv ist. Die Väter in Ber-
lin mit 11,1 Prozent und Branden-
burg mit 10 Prozent sind die Vorrei-
ter“, betont sie. „Die aktuellen
Zahlen belegen deutlich, dass im-
mer mehr junge Paare die Kinder-

erziehung und die Verantwortung
für den Einkommenserwerb teilen
wollen. Im vergangenen Jahr ha-
ben nur 3,5 Prozent der Väter El-
ternzeit genommen, heute sind es
im Bundesdurchschnitt bereits 8,5
Prozent“, erklärte von der Leyen.
Diese Werte stellte sie in Zusam-
menhang mit einer aktuellen re-
präsentativen Befragung vom Ins-
titut für Demoskopie in Allensbach
von Anfang August. Danach be-
wertet 71 Prozent der Bevölke-
rung das Elterngeld positiv.
Bei einer weiteren repräsentativen
Befragung des Instituts vom Juni
wollten 92 Prozent der elterngeld-
berechtigten Mütter und 30 Pro-
zent der elterngeldberechtigten
Väter die Leistung beantragen.
Mehr als zwei Drittel der Eltern mit
einem beschiedenen Antrag
empfanden die Bearbeitung als
schnell. Diese Befragung des
Allensbacher Instituts im Auftrag
des Bundesfamilienministeriums
ist der erste Teil einer mehrteiligen
Evaluierung des Elterngeldes, die
bis 2009 Wirkung und W1irksam-
keit des Elterngeldes umfassend
untersucht.

Elterngeld erfüllt Erwartungen

� Bund und Länder haben sich
über die Finanzierung des Aus-
baus der Kinderbetreuung für un-
ter Dreijährige geeinigt, hieß es
am 28. August aus dem Bundes-
familienministerium. „Nach nur sie-
ben Monaten haben sich Bund
und Länder über die Finanzierung
der Kinderbetreuung geeinigt.
Deutschland schafft damit den An-
schluss an die familienpolitisch er-
folgreichen Länder in Nord- und
Westeuropa“, erklärte dazu  Bun-
desfamilienministerin Ursula von
der Leyen (CDU) und sprach von
„historischen Schritte für die frühe
Förderung von Kindern und eine
bessere Vereinbarkeit von Familie
und Beruf“. Ihrer Auffassung nach
leiste der Bund einen starken Bei-
trag mit einem Drittel der Kosten,

ab Januar 2008 sollen die Kom-
munen nun die neuen Plätze bei
Tagesmüttern und in Kindergärten
schaffen können. „Gezielte finan-
zielle Hilfen, mehr Familienorien-
tierung in der Arbeitswelt sowie
eine gute Infrastruktur der Betreu-
ung und Förderung für Kinder
aller Altersgruppen bilden den
Dreiklang, der Familien nachhaltig
unterstützt“, heißt es im dem Be-
schluss der Bund-Länder-Arbeits-
gruppe. „Wir wollen den Men-
schen Mut machen, ihre Kinder-
wünsche zu verwirklichen, wir wol-
len Armut von Familien vermeiden,
Nachteile zwischen den verschie-
denen Familientypen ausgleichen
und die Vereinbarkeit von Familie
und Erwerbsarbeit für Mütter und
Väter gleichermaßen ermöglichen.“

Einigung bei Kinderkrippen

Mittel für mehr
Professorinnen

� Das Düsseldorfer Wissen-
schaftsministerium belohnte jetzt
die Hochschulen in Nordrhein-
Westfalen mit insgesamt 5 Millio-
nen Euro aus dem Innovations-
fonds für ihre Erfolge bei der
Gleichstellung. Die Anzahl der
Professorinnen wurde dabei in
zweifacher Weise honoriert: Zum
einen wurde der Anteil im Jahr
2006 am Landesdurchschnitt,
zum anderen der Zuwachs von
2006 zu 2005 gemessen. Füh-
rend sind danach die FH Bielefeld
mit einem Professorinen-Anteil
von 18,6 Prozent und die FH Dort-
mund mit sechs neuen Profes-
sorinnen und 16,4 Prozent-Anteil.
Bei den Universitäten sind es die
Uni Paderborn und die Uni Duis-
burg-Essen, die den stärksten An-
stieg bei den weiblichen Professu-
ren melden konnten.
Der zuständige Minister Pinkwart
kündigte an, die Mittel jährlich aus-
schütten und die Gesamtsumme
in den kommenden Jahren auf
sieben Millionen Euro erhöhen zu
wollen. Das zusätzliche Geld set-
zen die Hochschulen für Maßnah-
men ein, die die Zahl der Professo-
rinnen auch künftig weiter erhö-
hen soll. Die Mittel können unter
anderem dazu beitragen, den
weiblichen wissenschaftlichen
Nachwuchs zu fördern, hoch qua-
lifizierte Bewerberinnen um eine
Professur zu unterstützen oder
eine monetäre Partizipation jener
Fachbereiche oder Fakultäten
zuzulassen, die Professuren mit
Frauen besetzen.
Die Gleichstellungsbeauftragten in
NRW stehen derzeit mit ihren je-
weiligen Hochschulleitungen in en-
gem Austausch: Um das landes-
politische Ziel der deutlichen Stei-
gerung des Anteils von Frauen in
den Professuren zu erreichen,
werden gemeinsam passgenaue
Maßnahmen an den Hochschulen
entwickelt. Nächster Stichtag zur
Berechnung des Professorinnen-
Anteils an den NRW-Hochschulen
ist der 1. Oktober 2007.

Wir Berlinerinnen



� An der Universität Duisburg/
Essen und der Fachhochschule
Münster sind im Juli die bundes-
weit ersten Hochschulstiftungen
gegründet worden, die sich aus-
schließlich über Studiengebühren
finanzieren und daraus für Studie-
rende Stipendien auflegen sollen.
Der Stifterverband für die Deut-
sche Wissenschaft verwaltet die
Stiftungen, wobei die Hochschul-
leitungen und Vertreter/innen der
Studierenden eigenständig über
die Vergabe der Mittel entschei-
den. Das Studienbeitrags- und
Hochschulabgabengesetz von

Nordrhein-Westfalen erlaubt den
Hochschulen seit Jahresbeginn,
solche Studienbeitragsstiftungen
einzurichten.
Der Stifterverband erhofft sich von
den neuen Stiftungen Signalwir-
kung für das Wissenschafts-
system insgesamt. Die Hochschu-
le der Zukunft wird sich nach Auf-
fassung von Stifterverband-Ge-
neralsekretär Andreas Schlüter
aus einem Mix von staatlichen
Zuwendungen, Forschungsdritt-
mitteln, Studienbeiträgen sowie
Spenden und Stiftungserträgen
finanzieren.

Erste Stiftungen aus Studiengebühren

� Ältere Arbeitslosengeld II-
Empfängerinnen in Westdeutsch-
land sind  besonders stark vom
Risiko der Altersarmut betroffen.
Das geht aus einer aktuellen Stu-
die des Instituts für Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung (IAB) in
Nürnberg hervor, die am 20. Au-
gust veröffentlicht wurde: Danach
gibt es ausgeprägte Unterschiede
zwischen den Geschlechtern im
Westen, aber nicht im Osten.
Ältere Frauen, die Alg II beziehen,
weisen mit Abstand die kürzesten
Beitragszeiten in der Rentenver-
sicherung auf und haben meist
auch nur geringe Beiträge einge-
zahlt. Nach Einschätzung des IAB
dürften sie mehrheitlich keine
eigenständige Alterssicherung er-
reichen und wären somit im Alter
auf das Einkommen ihres Partners
oder ergänzende Sozialhilfe an-
gewiesen. Dagegen sind ältere
Arbeitslose in Ostdeutschland,
gleich ob Männer oder Frauen,
am wenigsten von Altersarmut be-
droht, da sie von den stabilen
DDR-Erwerbsbiografien profitie-
ren. Bei den nachrückenden ost-
deutschen Jahrgängen steigt laut
IAB jedoch die Gefahr, dass die
Arbeitsmarktlage Lücken in die
Alterssicherung reißt.

Zum Hintergrund: Für Alg II-Emp-
fänger werden nur geringe Beiträ-
ge in die gesetzliche Rentenversi-
cherung abgeführt. Mit zuneh-
mender Dauer der Arbeitslosig-
keit wächst deshalb auch das
Risiko, im Alter arm und auf Sozial-
hilfe angewiesen zu sein. Insge-
samt kann rund die Hälfte der Alg-
II-Empfänger über 50 Jahren auf-
grund der eigenen Erwerbsarbeit
mit einer gesetzlichen Rente
oberhalb des Sozialhilfeniveaus
rechnen. Die meisten  Beitrags-
jahre erreichen die älteren Alg-II-
Empfänger in Ostdeutschland. Sie
dürften daher von Altersarmut am
wenigsten bedroht sein.
Hier gibt es anders als bei den
westdeutschen Alg II-Empfängern
auch keine ausgeprägten ge-
schlechtsspezifischen Unterschie-
de – als Folge der hohen Erwerbs-
beteiligung von Frauen in der
DDR. Bei den westdeutschen älte-
ren Alg-II-Empfängerinnen verbin-
den sich dagegen kurze Beitrags-
dauern mit niedrigen Arbeitsent-
gelten wegen Teilzeitarbeit und
geringen Stundenlöhnen. Aller-
dings wird das Risiko der Alters-
armut im Osten steigen, wenn sich
die Arbeitsmarktlage dort nicht
grundlegend und dauerhaft ver-

bessert, so die Studie. Zum einen
sinkt das allgemeine Rentenni-
veau in der gesetzlichen Renten-
versicherung weiter, zum anderen
werden veränderte Wirtschafts-
und Arbeitsmarktbedingungen
insbesondere in Ostdeutschland
dazu führen, dass zumindest die
heute 40- bis 50-jährigen Alg II-
Empfänger  längere Phasen ar-
beitslos, versicherungsfrei er-
werbstätig oder im Niedriglohn-
sektor beschäftigt sind. Hinzu
kommt, dass das Sozialrecht die
individuellen Beitragsausfälle
durch Arbeitslosigkeit heute weni-
ger stark ausgleicht als früher. Auf
der anderen Seite können aber
Ansprüche aus Riester-Verträgen
und anderen Formen der Alters-
vorsorge bei den jüngeren Jahr-
gängen steigen.

Die Studie „Ältere Bezieher von Ar-
beitslosengeld II: Einmal arm, im-
mer arm?“ basiert auf der Befra-
gung von 2.486 Betroffenen zwi-
schen 50 und 64 Jahren. Autorin
Christina Wübbeke ermittelte die
individuelle Summe der Beitrags-
zeiten in der gesetzlichen Renten-
versicherung, die die Befragten
bereits bei ihrem Eintritt in den Alg
II-Bezug erworben hatten.

Mehr Richterinnen
in Erfurt und Kassel

� Der Anteil der Frauen bei der
Besetzung höchster Richterstellen
steigt weiter: Der Richterwahlaus-
schuss, der sich aus den 16 Lan-
desregierungen und 16 vom Bun-
destag gewählten Mitgliedern zu-
sammensetzt, wählte kürzlich je
zwei Frauen zu Richterinnen am
Bundesarbeitsgericht (BAG) in Er-
furt sowie am Bundessozialgericht
(BSG) in Kassel. Am BAG sind
damit von insgesamt 34 Richtern
sieben Frauen. Am BSG sind von
43 Richtern ebenfalls sieben
Frauen.

Altersarmut ist weiblich und westdeutsch
Neue Studie erfasst Beitragszeiten bei der gesetzlichen Rente
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30 Prozent Frauen im
Handwerk

� Fast jeder fünfte neue Meister
in Deutschland ist eine Frau. Von
den rund 21.700 Handwerkern, die
2006 ihre Meisterpüfung bestan-
den haben, waren laut dem Institut
der deutschen Wirtschaft in Köln
19 Prozent Frauen. Insgesamt lag
der Anteil der Frauen im Handwerk
bei 30 Prozent, wobei die Zahlen
zwischen den Gewerken zum Teil
erheblich schwanken. So sind etwa
80 Prozent aller Friseure weiblich.
Auch bei Bäckern, Fotografen und
Augenoptikern stellen Frauen  in-
zwischen die Mehrheit der Be-
schäftigten, wohingegen bei Dach-
deckern, Maurern und Elektro-
technikern nur 15 bis 18 Prozent
der Beschäftigten Frauen sind.

Brustkrebs und
Hormonpillen

� Die Zahl der jährlichen Brust-
krebsfälle sei dramatisch gesun-
ken sei, seit Frauen im Klimakte-
rium weniger Hormonpräparate
verschrieben bekommen, infor-
mierten Experten der Krebsregis-
ter von Schleswig-Holstein und
dem Saarland. Laut ihrer Auskunft
ging die Zahl der Neuerkrankun-
gen von 2003 bis 2005 um zehn
bis 15 Prozent zurück.

Gleichstellung bei
Erbschaftssteuer?

� Die SPD will bei der bevorste-
henden Reform des Erbschaft-
steuerrechts auch die bisherige
Regelung für gleichgeschlecht-
liche Paare verändern. Das er-
klärte Barbara Hendricks (SPD),
Staatssekretärin im Bundesfinanz-
ministerium, gegenüber der
„Rheinischen Post“. Eingetragene
Partnerschaften sind in der Erbfol-
ge der Ehe zwar gleichgestellt,
allerdings zahlen Eheleute bei der
Erbschaftssteuer einen reduzier-
ten Betrag – für Ehepartner sind
307.000 Euro steuerfrei, für Le-
benspartner dagegen nur 5.200
Euro.

� Nur fünf Prozent aller Firmen
in Europa bieten Betreuung für die
Kinder ihrer Angestellten an und
nur zehn Prozent verfügen über
Regelungen für flexible Arbeits-
zeiten, wie sie 75 Prozent ihrer
Beschäftigten fordern. Dies geht
aus der „Catenon-Jahresstudie
über Arbeitszufriedenheit und Le-
bensqualität 2007" der Personal-
vermittlungsfirma Catenon World-
wide Executive Search hervor.
Andererseits verwendet Deutsch-
land drei Prozent seines Bruttoso-
zialprodukts für Familienunterstüt-
zung „und ist damit ein Land, das
in diesem Bereich als akzeptabel
eingestuft werden kann“, kom-
mentiert Catenon.
Die erhöhte Konkurrenz in einer
weltweiten Umgebung und die
angestiegenen Forderungen der
Kunden, die schnellen Zugang zu
Informationen haben, führten da-
zu, dass Firmen nicht mehr aus-
schliesslich mit Produkten oder
Technologie gegeneinander an-
treten, heißt es. „Heutzutage ist
ein erstklassiges Team der Schlüs-
sel zum Erfolg und der schlagkräf-
tigste Vorteil in einer Konkur-
renzsituation.“ Catenon empfiehlt
deshalb, dass sich die europäi-
schen Firmen den sich verän-
dernden globalen Bedingungen
anpassen und von Vorgaben wie
den traditionellen Arbeitszeiten
verabschieden. Das Ergebnis wä-
re, dass solche Arbeitsplätze at-
traktiver für die besten Mitarbeiter
würden.
Laut der Catenon-Fachberater hat
die Mehrheit der Firmen in Finn-

land, Schweden und Dänemark
Massnahmen ergriffen, damit ihre
Angestellten zu flexiblen Zeiten
arbeiten können. Doch Länder wie
Griechenland, Portugal und Spa-
nien stehen den flexiblen Arbeits-
zeiten verschlossener gegenüber,
nur zehn oder 15 Prozent der Fir-
men dort haben solche Massnah-
men eingeführt. Auch bei den
Mitteln zur Familienunterstützung
übertreffen die skandinavischen
Länder das restliche Europa: Dä-
nemark und Luxemburg liegen
hier mit 3,9 beziehungsweise 3,8
Prozent des Anteils ihres Brutto-
sozialprodukts in Führung: Schwe-
den, Deutschland, Finnland und
Österreich befinden sich mit drei
Prozent ihres Bruttosozialprodukts
im mittleren Bereich, gefolgt von
Frankreich, Ungarn und Irland (2,5
Prozent). Unterhalb des EU-
Durchschnitts von 2,2 Prozent
sind Griechenland und Großbri-
tannien (1,7 Prozent), die Nieder-
lande (1,3 Prozent), Portugal (1,2
Prozent), Italien (1,1 Prozent),
Polen (0,9 Prozent) und ganz am
Ende Spanien (0,8 Prozent) zu
finden.
Der Mutterschaftsurlaub sei mitt-
lerweile auf einem einigermassen
akzeptablen Niveau. Dagegen
müsse beim Vaterschaftsurlaub
noch viel getan werden. Wiede-
rum sind die skandinavischen Län-
der die fortschrittlichsten, indem
sie Vätern Urlaub für die Kinderbe-
treuung einräumen. Diese Art des
bezahlten Urlaubs gibt es auch in
Frankreich, Spanien und Großbri-
tannien.

Studie zur Vereinbarkeit in Europa

� Um größere Anreize für Frauen
zu schaffen, auch nach der Fami-
liengründung weiterhin berufstätig
zu sein, hat die dbb bundesfrau-
envertretung, ein Musterverfahren
zur steuerlichen Absetzbarkeit er-
werbsbedingter Kinderbetreu-
ungskosten als Werbungskosten
vom ersten Euro an initiiert. Nach-
dem diese Klage in der zweiten

Instanz vom Bundesfinanzhof im
Mai abgewiesen wurde, hat die
dbb bundesfrauenvertretung Kla-
ge beim Bundesverfassungsge-
richt eingereicht (Aktenzeichen 2
BVR 1270/07). Bereits laufende
Verfahren können unter Angabe
des Aktenzeichens bis zu einer
Entscheidung über das Muster-
verfahren ausgesetzt werden.

Klage zur Absetzbarkeit der Kinderbetreuung

Wir Berlinerinnen
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� Drei Stellungnahmen hat der
Bayerische Landesfrauenaus-
schuss (BayLFA) am 18. Juli 2007
verabschiedet. Sie thematisieren
die Themen „Medikamentenab-
hängigkeit“, „Pflegefreistellung“
und „Medienkompetenz“. Unter
der Überschrift „Frauen und stille
Süchte – Medikamentenabhängig-
keit“ sieht der BayLFA die Notwen-
digkeit, die „stille“ Sucht der Medi-
kamentenabhängigkeit mehr in
den Mittelpunkt gesellschaftspoliti-
scher Überlegungen zu rücken.
Schätzungweise bis zu zwei Millio-
nen Menschen in Deutschland
sind medikamentenabhängig, zwei
Drittel davon sind Frauen. Die ab-
hängigen Frauen fallen als „stille“
Suchtopfer nicht auf, sie genügen
den Ansprüchen der leistungs-
orientierten Gesellschaft und
„funktionieren“ im Beruf, als Fami-
lienfrauen zu Hause und als Se-
niorinnen in der häuslichen Um-
gebung oder in stationären Pfle-
ge- und Betreuungseinrichtun-
gen. Sie schweigen und schlucken
– ein klassisches weibliches Gen-
derverhalten. Der Bayerische
Landesfrauenausschuss sieht
hier Handlungsbedarf.

Ein „Gesetz zur Pflegefreistellung
und Konsequenzen für Frauen“
fordert der BayLFA in einer zwei-
ten Stellungnahme. Hintergrund:
Im Zusammenhang mit der Diskus-
sion um die Pflegeversicherung
wird immer wieder die Einführung
einer Pflegezeit, analog oder ähn-
lich der Elternzeit, vorgeschlagen.
Gleichzeitig wird der Vorrang der
häuslichen Pflege vor der statio-
nären Pflege betont. Begründet
wird dies mit dem Wunsch der zu
Pflegenden und den geringeren
Kosten. Eine Freistellungsrege-
lung muss aber nach Auffassung
des BayLFA so gestaltet werden,
dass Frauen nicht noch stärker in
die moralische Verantwortung
kommen, Familienangehörige zu
pflegen. Es dürfen keine Anreize
geschaffen werden, die dazu füh-
ren, dass Frauen für die Pflege ih-
ren Beruf aufgeben, nur weil die
häusliche Pflege mit weiblichen
Familienangehörigen kosten-
günstiger ist.
In der Stellungnahme „Neue Me-
dien verantwortungsbewusst nut-
zen – Medienkompetenz fördern“
lehnt der BayLFA Schleichwer-
bung und Produktplatzierung ent-

schieden ab. Er sehe sich dazu
durch eine in diesem Jahr stattfin-
dende EU-Gesetzesänderung ge-
nötigt. In der neuen EU-Richtlinie
„Audiovisuelle Mediendienste oh-
ne Grenzen“, die die alte Fern-
sehrichtlinie ablöst, werden Pro-
duktplacement und Schleichwer-
bung in Fernsehfilmen, Serien,
Sportprogrammen und leichten
Unterhaltungssendungen ermög-
licht. Das bedeutet einen Verstoß
gegen das Gebot der Trennung
von Programm und Werbung. In
der Praxis sind es überwiegend
Frauen, die in den Familien und
in den Erziehungsberufen mit den
Auswirkungen des Medienkon-
sums konfrontiert sind. Deshalb
fordert der BayLFA die EU-Abge-
ordneten auf, in der endgültigen
Abstimmung Produktplatzierung in
der geänderten Richtlinie komplett
zu verbieten. Es besteht die Ge-
fahr, dass besonders Kinder und
Jugendliche manipuliert werden.

Die vollständigen Stellung-
nahmen sind bei der BayLFA-
Geschäftsführung, Telefon:
089/12 61-15 20, Email: BayLFA
@stmas.bayern.de erhältlich.

Stille Sucht - Pflegezeit - Medienkompetenz
Stellungnahmen des Bayerischen Landesfrauenausschusses

� Beim 30. Wissenschaftlichen
Kongress des Deutschen Ärztin-
nenbundes (DAB) im September
wird schon traditionell der Wissen-
schaftspreis des DAB und der Dr.
Edith-Grünheit-Stiftung verliehen.
Dieser Wissenschaftspreis habe
als einziger Preis dieser Art die Ge-
schlechterdifferenz in Diagnostik,
Therapie, Prävention und biome-
dizinischer Forschung im Fokus,
so die DAB-Vizepräsidentin Prof.
Dr. Marianne Schrader. „Nur Ar-
beiten von jungen Ärztinnen aus
Klinik und Wissenschaft, die sich
zentral mit dieser Thematik befas-
sen, werden prämiert.“ Ein Thema
der 2007 eingesandten Arbeiten

ist laut Schrader die „Gendersen-
sitive Pharmakokinetik der Zytos-
tatika und Pathophysiologie de-
pressiver Erkrankungen insbe-
sondere unter dem Einfluss des
Geschlechts“. Die Jury setzt sich
aus vier klinisch und wissenschaft-
lich tätigen Professorinnen zu-
sammen. Die Preisverleihung
findet im Rahmen des Kongresses
am 21. September in Regens-
burg.
Nicht in der Oberpfalz, sondern in
Münster wird der 28. Kongress
des Weltärztinnenbundes 2010
stattfinden. Beim diesjährigen
Kongress der Medical Women’s
International Association (MWIA)

im August in Ghana entschieden
sich die mehr als 300 Ärztinnen
aus 27 Ländern einstimmig für
Deutschland als Austragungsland
des 28. MWIA-Kongresses.
Das Treffen in Ghana stand unter
dem Motto „Women in the World
of Medicine – Frauen in der Welt
der Medizin. Neue MWIA-Präsi-
dentin ist die Radiologin Prof. Dr.
Atsuko Heshiki (Japan), Dr. Shel-
ley Ross aus Vancouver (Kanada)
neue Generalsekretärin und da-
mit Nachfolgerin der Dortmunderin
Dr. Waltraud Diekhaus, die jetzt
zur Vizepräsidentin mit der Zustän-
digkeit für Zentral-Europa gewählt
wurde.

Ärztinnenbund bereitet Kongress vor

Wir Berlinerinnen
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� Die Vorsitzende des Landes-
frauenrates Sachsen-Anhalt e.V.,
Ute Fischer, hat sich gegen das
von Bundesminister Wolfgang Tie-
fensee geplante Modellprojekt ge-
gen Abwanderung junger Frauen
aus Ostdeutschland gewandt. Die
vorgeschlagenen Maßnahmen
wie mobile ärztliche Versorgung,
Mehrgenerationenhäuser, rollen-
de Bibliotheken und Rufbusse
„sind nach unserer Auffassung
selbstverständlicher Teil der öf-
fentlichen Daseinsvorsorge, ins-
besondere unter den Anforderun-
gen der demografischen Entwick-
lung“, heißt es in dem Schreiben
vom 16. Juli. Solche Maßnahmen
seien keineswegs geeignet, um
junge Frauen in strukturschwa-
chen Regionen zu halten. „Für jun-

ge Frauen, die i. d. R. gut ausge-
bildet und karriereorientiert sind,
wäre eher ein gesetzlicher Min-
destlohn hilfreich, um sie im Land
zu halten“. so Fischer an den Be-
auftragten der Bundesregierung
für die neuen Länder. „Für arbeits-
lose Frauen wäre die Unterstüt-
zung von Ausbildung und/oder
Umschulung in boomenden Bran-
chen in Ostdeutschland wie bspw.
der Solarindustrie oder der Che-
mie hilfreich.“ Ute Fischer appel-
liert im Namen des Landesfrauen-
rates an Minister Tiefensee, die In-
halte des Modellprojekts noch ein-
mal gründlich zu überdenken und
mit Fachleuten zu besprechen. Fi-
scher: „Es wäre schade, wenn Ihre
Initiative gegen Abwanderung ver-
puffen würde.“

Appell an Tiefensee

� Tina Buchholtz, Bruni Jürss,
Christine Keruth, Friederike Kru-
sche, Petra Lang und Kai Rosner
– das sind die Namen der sechs
neuen Künstlerinnen, die der
Fachbereich Bildende Kunst der
GEDOK Berlin in diesem Jahr
aufnimmt: Tina Buchholtz be-
legte 1991 den zweiten Platz für
einen Entwurf im Rahmen des
Wettbewerbs „Berlin für Olympia“
und nahm 2002 an der Ausstellung
„Berlins größtes Atelier“ im Post-
bahnhof am Ostbahnhof teil. Ihre
abstrakten Arbeiten bewahren die
Assoziation mit der Gegenständ-
lichkeit.
„Mein Thema ist mein Leben, die
Malerei, mein Weg damit zu le-
ben….“ Das ist die Auseinander-
setzung von Bruni Jürss in der
Kunst. Ihre Bilder sind stark ge-
prägt von persönlichen Aspekten
wie zum Beispiel das Nichtgese-
hen-werden, Grenzüberschrei-
tungen, Erstarren, Verstummen.
Auch Christine Keruth, die 2005
die Galerie „en passant“ mitbe-
gründete, sind Emotion und Spon-
tanität wichtiger als Perfektion,
Vernunft und Reglementierung.

Durch das bewusst gewählte Ver-
lassen gewohnter Denk- und
Handlungsstrukturen und das
Zulassen von freien Assoziationen
und unbefragten Handlungsim-
pulsen lässt sie Neues, Überra-
schendes entstehen.
Die ehemalige Meisterschülerin
von Prof. Max Görner, Friederike
Krusche, setzt sich in ihrer Male-
rei seit geraumer Zeit mit „Masken“
auseinander. „Ich möchte ergrün-
den, was hinter der Maske steckt
und warum wir sie brauchen: Ver-
decken und Offenbahren, Schein-
bares und Wahres.“ Eine wirklich
„bewegende“ Künstlerin ist Petra
Lang, die über das Zeichnen zum
Performen gekommen ist und über
die Bewegung zurück zum Zeich-
nen. So ist das stets präsente
Thema ihrer Arbeiten die Bewe-
gung und der Stillstand in eben
dieser. Kai Rosner studierte an
der Kunsthochschule Weißensee
Malerei und bildete sich als Bild-
hauerin weiter. Das Medium für
ihre figurativen Skulpturen ist der
Sandstein. Ihre gemalten Orte und
Landschaften sind Ausdruck ihrer
Suche, tiefe Empfindungen, Er-

fahrungen und Gefühle, die sich
dem Zugriff von Worten entziehen
wollen, mit Farben darzustellen.
Für die Künstlerinnen veranstaltet
die GEDOK im Dezember 2007
eine eigene Ausstellung in der
Galerie der Dorothea Konwiarz-
Stiftung, dem ehemaligen Verbor-
genen Museum. Die GEDOK ar-
beitet bundesweit und ist ebenfalls
in Österreich vertreten. Seit der
Gründung durch Ida Dehmel 1926
in Hamburg besteht der gemein-
nützige Verein und engagiert sich
für die Verbesserung der Lebens-
und Arbeitssituationen von Künst-
lerinnen und für eine geschlech-
tergerechtere Gestaltung aller Be-
reiche des künstlerischen Schaf-
fens. Die GEDOK Berlin ist Mit-
gliedsorganisation des Landes-
FrauenRates.

Kontakt und weitere Informa-
tionen über die Künstlerinnen
und ihre Ausstellungen unter
www.Gedok-berlin.de im In-
ternet und per Mail an theispr
@yahoo.de (Ansprechpart-
nerin Uschi Theis).

Neue Künstlerinnen in der GEDOK Berlin

Tagung für Pflegeberufe

�  Die Pflegeexpertinnen Prof.
Christel Bienstein, Karla Kämmer
und Dr. Angelika Zegelin sind bei
einer Tagesveranstaltung des
Deutschen Berufsverbandes für
Pflegeberufe (DBfK) am 8.
November 2007 in der Zeit von 10
bis 17 Uhr im Alten Rathaus in
Potsdam zu erleben. Unter der
Überschrift „Pflegehandeln und
Pflegewissen – Es darf hinterfragt
werden“ sollen Vorträge und Dis-
kussionen dem Brückenschlag
zwischen Theorie und Praxis die-
nen. Erklärtes Ziel ist es, den Teil-
nehmerinnen Anregungen für die
ambulante und stationäre Pflege
und Ideen für die Gestaltung Ihres
Pflegealltags mit zu geben.

Internet-Info: www.dbfk.de/bbr
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Deutschland - noch kein Kinderland

„Reife Zeit“-Programm

� Beim Projekt „Reife Zeit“ bie-
ten verschiedene Unternehme-
rinnen im Unternehmerinnen-
und Gründerinnenzentrum Char-
lottenburg-Wilmersdorf (UCW)
spezielle Programme für Frauen
jenseits der 50 an. Im Herbst
steigt das Projekt mit einem
Special ein: Am 19. September
liest Bezirksbürgermeisterin
Monika Thiemen  (SPD) „Hu-
morvolles zum Reifen und Äl-
terwerden“ (Anmeldung unter
86 20 13 70). „Erotik für 50plus“
ist der musikalische Cocktail von
und mit der Komikerin Gabi Sut-
ter am Freitag, dem 23. Novem-
ber, überschrieben (Anmeldung
unter 31 56 15 89), während am
Mittwoch, dem 16. Januar 2008
die Berliner Jahre von Mascha
Kaléko im Mittelpunkt stehen
(Anmeldung unter 86 39 11 22).
Im Frauenmonat März steht „Au-
tobiografisches von Margot Nes-
so“ auf dem Programm - die
Malerin und Autorin, Jahrgang
1925, ist am 19. März 2008 im
UCW bei der „Reife Zeit“ zu Gast
(Anmeldung unter 31 56 39 06).
Weitere Veranstaltungen, die je-
weils von 17 bis 19 Uhr stattfin-
den, sind bis Oktober 2008 ge-
plant. Die Teilnahme kostet je-
weils 8 Euro.

UCW-Geburtstag

� Das UCW feiert dieser Tage
seinen zweiten Geburtstag. Eine
Kaffeerunde der Mieterinnen
läutete das kleine Programm
dazu ein. Dazu gehörte zum Bei-
spiel eine Open Space-Veran-
staltung zum Thema „Altersvor-
sorge“ der LFR-Nachbarin Mar-
garete Krümpel (Infos unter
www.finesse24.de) oder das
LFR-Plenum zum Berliner Frei-
willigenPass am 17. September.
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� Genau 170 Teilnehmerinnen
und Teilnehmer aus zehn Ländern
tauschten Anfang September auf
Einladung des Business and Pro-
fessional Women (BPW) Germany
Lösungsstrategien für eine besse-
re Vereinbarkeit von Beruf und
Familie aus. „Ein Anteil von nahe-
zu 90 Prozent mitbetreuender
Väter wie in Norwegen, die hohe
Geburtenrate der Französinnen,
die günstigen Kinderbetreuungs-
möglichkeiten Schwedens, die
Steuersätze der Schweizer Nach-
barn und den britischen Sinn für
Humor“ – auf diese Wunschformel
brachte BPW-Präsidentin Bettina
Schleicher die idealen Bedingun-
gen für eine bessere Vereinbar-
keit von Beruf und Familie zum Ab-
schluss des europäischen Sym-
posiums „Career Future  Family“.
Gemeinsam mit dem Frauennetz-
werk BPW diskutierten der Ver-
band berufstätiger Mütter (vbm)
und das Väter-Experten-Netz
Deutschland (VEND) unter ande-
rem mit dem Familienforscher
Professor Hans Bertram, der ne-
ben Bundesministerin Ursula von
der Leyen die Schirmherrschaft für
die Veranstaltung übernommen
hatte. Die Symposiumsbesucher
konnten zunächst einen Einblick
gewinnen, welche Konzepte es
hierzulande und in anderen euro-
päischen Ländern gibt, damit Müt-
ter und Väter Kinder und Karriere
besser unter einen Hut bringen
und vor welchen Hürden berufs-
tätige Eltern derzeit noch stehen.
Für Deutschland zeigten sich
unter anderem Problemfelder in
dem nach wie vor vorherrschen-

den Ernährermodell, wonach in
über 50 Prozent aller Familien der
Vater Vollzeit arbeitet, während die
Mutter gänzlich aus dem Beruf
aussteigt und Fürsorge und Erzie-
hung zu ihrer alleinigen Domäne
werden. Auch gibt es Vorbehalte
gegenüber einer Fremdbetreuung
des Familiennachwuchses: Einer
vom Forschungsinstitut SowiTra
präsentierten Umfrage zufolge be-
urteilen 56 Prozent aller westdeut-
schen Frauen eine solche Lösung
als „schädlich für das Kind“. Das
stellt Paare, die von der traditio-
nellen Rollenteilung abweichen
möchten, vor erhebliche Akzep-
tanzprobleme in ihrem persönli-
chen Umfeld.
In den dialogorientierten Tagungs-
formaten World Café und Open
Space wurde unter anderem the-
matisiert, welche Aushandlungs-
strategien für individuelle Lö-
sungswege sich im Gespräch mit
dem Arbeitgeber empfehlen und
auf welche Weise Unternehmen
ihre Mitarbeiter aktiv unterstützen
können.
In ihrer Abschlussrede bekräftigte
Bettina Schleicher, dass der BPW
Germany weiterhin an dem The-
ma arbeiten will: „Wir setzen an
den unterschiedlichen Ursachen
für die derzeit noch unzulängliche
Vereinbarkeit von Beruf und Fami-
lie an.“ Die Bekämpfung der Lohn-
unterschiede zwischen Männern
und Frauen in der jüngst gestar-
teten BPW-Kampagne „Initiative
Rote Tasche“ sei dabei ein wichti-
ger Schritt.
Präsentationen und Ergebnis-
se unter www.bpw-germany.de

� Der Beirat der Brandenburgi-
schen Frauenwoche hat Mitte Juli
das Motto „FrauenStärken leben
– mit Vielfalt und Beteiligung Zu-
kunft gestalten“ festgelegt. Außer-
dem wurden „Kommunalwahlen“,
„Regionale Infrastruktur und öffent-
liche Daseinsvorsorge“, „Arbeit
und Existenzsicherung“, „Zukunfts-

chancen von Mädchen und jun-
gen Frauen“, „Frauengesundheit“,
„Frauenkultur und -geschichte“
sowie „Gender Mainstreaming und
Gender Budgeting“ als Themen-
schwerpunkte gewählt. Hinter-
grund sind das „Europäische Jahr
des interkulturellen Dialogs“ sowie
die Kommunalwahlen 2008.

Vorbereitung für Frauenwoche 2008 Neues aus dem UCW
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Termine
20. September 20 Uhr

„Und abends Kette“
Szenische Lesung aus dem Leben einer Schmarot-
zerin im Frauenzentrum Paula Panke, Schulstraße
25 in 13187 Berlin-Pankow (Nähe U-Bahnhof).
Eintritt: 1 Euro. Internet-Info: www.paula-panke.de

21.-23. September
VDI Kongress „Frauen im Ingenieurberuf“
Der Kongress wendet sich neben Ingenieurinnen
und Ingenieuren an Student/innen, Naturwissen-
schaftler/innen, Personalverantwortliche und andere
interessierte Frauen und Männer. Zur Eröffnung wird
NRW-Wirtschaftsministerin Christa Thoben den
Kongress einleiten, eine Podiumsdiskussion mit
Frauen aus Wirtschaft, Politik und Wissenschaft wird
spannende Impulse geben. Tagungsort: Bielefeld.

11. Oktober 18 Uhr
„Glück“ – Ölmalerei von Katrin Dobbert
Ausstellung bis zum 7. November 2007 im „Akazien-
hof“, Akazienstraße 27 in 10823 Berlin-Schöneberg.
Internet-Info: www.akazienhof.de

25. und 26. Oktober
Lobbyarbeit für Frauenrechte
Das Seminar vermittelt Grundlagen, was Lobbyarbeit
genau ist, wie sie funktioniert und welche Möglichkei-
ten sie bietet für die Durchsetzung von frauenpoliti-
schen Forderungen. Tagungsort: Berlin. Anmeldung
bis 5. Oktober an Fax 040/35 53 71 22 oder per
Post an das Feministisches Rechtsinstitut e. V., c/o
Heike Brodersen, Am Felde 99, 22765 Hamburg,
Infos unter www.feministisches-rechtsinstitut.de

9. bis 11. November
Frauensachen – Konferenz für Frauen mit
Behinderung
Tagungsort: Haus Rheinsberg, Hotel am See,
Donnersmarckweg 1 in 16831 Rheinsberg.
Teilnahmegebühr: 70 Euro. Infos und Anmeldung
beim Bundesverband für Körper- und Mehrfach-
behinderte e.V., Brehmstraße 5-7 in 40239
Düsseldorf, Telefon: 0211/640 04-21, Internet:
www.bvkm.de

25. November 18.30 bis 20.30 Uhr
Vortrag der SPD-Bundestagsabgeordneten
Mechthild Rawert
Thema: Anstehende gleichstellungspolitische
Schwerpunkte im Deutschen Bundestag. Veranstal-
tung des Berliner Frauenbundes 1945, Ansbacher
Straße 63 in 10777 Berlin.

Es lässt sich nicht

bestreiten:

Witwen leben länger

als ihre Männer

Ingrid Steeger

37.djb-Kongress

� Nach dem Scheitern des
„Gleichstellungsgesetzes für die
Privatwirtschaft“ hat Deutschland
vier Antidiskriminierungsrichtlinien
der EU umsetzen müssen. Entstan-
den ist das Allgemeine Gleichbe-
handlungsgesetz (AGG), das nicht
nur gegen Geschlechtsdiskrimi-
nierung schützen soll, sondern
auch gegen Diskriminierung auf-
grund von Rasse oder Ethnie, Reli-
gion oder Weltanschauung, Be-
hinderung, Alter und sexueller
Identität. Das Antidiskriminierungs-
recht hat damit einen großen
Schritt in Richtung Schutz von Di-
versität getan. Wird Diversity aber
den Schutz der Frauen gegen Dis-
kriminierung verstärken oder
schwächen? Während die EU, die
vorherige rot-grüne Bundesregie-
rung und verschiedene Landesre-
gierungen auf Gender Mainstrea-
ming setzen, will die Wirtschaft lie-
ber das US-amerikanische Kon-
zept „Managing Diversity“ befol-
gen. Bedeutet das mehr als blo-
ßen Diskriminierungsschutz nach
dem neuen AGG oder umgekehrt
nur „alten Wein in neuen Schläu-
che“? Sind die Forderungen nach
einem Gleichstellungsgesetz auch
für die Privatwirtschaft damit
obsolet?
Mit diesen Fragen  beschäftigt sich
der 37. Kongress des Deutschen
Juristinnenbundes „Gender Main-
streaming und Managing Diversity:
Alternativen zu Antidiskriminie-
rungsrecht und Gleichstellungs-
gesetzen im Arbeitsleben?“ vom
20. bis 23. September in Erfurt.
Informationen und Anmeldung
unter www.djb.de.

Mehr Informationen über Veranstaltungen finden Sie auch
aktuell auf der LFR-Website www.lfr-berlin.de und

www.landesfrauenrat-berlin.de
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